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Betr.: Überprüfung des Rechtsrahmens der EU für elektronische Kommunikationsnetze 
und -dienste:
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates  zur 
Änderung der Richtlinie 2002/21/EG über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für 
elektronische Kommunikationsnetze und –dienste, der Richtlinie 2002/19/EG 
über den Zugang zu elektronischen Kommunikationsnetzen und zugehörigen 
Einrichtungen sowie deren Zusammenschaltung und der Richtlinie 2002/20/EG 
über die Genehmigung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste
– Politische Einigung

I. EINLEITUNG

1. Die Europäische Kommission hat am 13. November 2007 einen Vorschlag für eine 
Richtlinie nach dem Konzept der besseren Rechtsetzung angenommen. Dieser Vor-
schlag ist Teil des sogenannten Überprüfungspakets für den EU-Rechtsrahmen für 
elektronische Kommunikation, das zwei Vorschläge für Änderungsrichtlinien (die 
Richtlinie "Bessere Rechtsetzung" zur Änderung der geltenden Rahmenrichtlinie, 
Genehmigungsrichtlinie und Zugangsrichtlinie und die Richtlinie "Rechte der Bürger" 
zur Änderung der Universaldienstrichtlinie und der Richtlinie zum Schutz der 
Privatsphäre) und einen Vorschlag für eine Verordnung (zur Errichtung einer 
Europäischen Behörde für die Märkte der elektronischen Kommunikation) umfasst.
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2. Zweck des Vorschlags der Kommission für die Richtlinie "Bessere Rechtsetzung" ist 
eine Anpassung des Rechtsrahmens für die elektronische Kommunikation durch 
Verbesserung seiner Wirksamkeit, Verringerung der Verwaltungsressourcen für die 
wirtschaftliche Regulierung (Marktanalyseverfahren) und einen einfacheren und 
effizienteren Zugang zu Funkfrequenzen.

3. Eine erste Prüfung des Vorschlags durch die Gruppe "Telekommunikation und 
Informationsgesellschaft" fand unter slowenischem Vorsitz statt. Am 12. Juni 2008 
führte der Rat einen öffentlichen Gedankenaustausch über die Überprüfung des EU-
Rechtsrahmens für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste und nahm 
Kenntnis von den Sachstandsberichten des Vorsitzes zu den bisherigen Beratungen der 
Vorbereitungsgremien des Rates.

4. Unter dem derzeitigen französischen Vorsitz wurde der Vorschlag eingehender geprüft, 
sowohl auf der Grundlage eines unter slowenischem Vorsitz erstellten Kompromisstext 
des Vorsitzes als auch in Bezug auf die vom Europäischen Parlament am 24. September 
2008 in erster Lesung angenommenen Abänderungen.

5. Die Kommission hat ihren im Anschluss an die erste Lesung des Europäischen 
Parlaments geänderten Vorschlag (Dok. 15424/08) am 6. November 2008 angenommen.

6. Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss hat seine Stellungnahme am 29. Mai 
2008 abgegeben; der Ausschuss der Regionen hat am 19. Juni 2008 Stellung 
genommen.

II. ERGEBNIS DER BERATUNGEN DES AStV

1. Der Kompromissvorschlag des Vorsitzes zur Rahmenrichtlinie ist in der Anlage ent-
halten. Dieser Text, in den die Ergebnisse der letzen Beratungen der Gruppe und des 
AStV eingeflossen sind, bietet eine konsolidierte Fassung des Vorschlags für eine 
Änderungsrichtlinie auf der Grundlage der geltenden Richtlinie 2002/21/EG und enthält 
sämtliche Bestimmungen der genannten Richtlinie (von Artikel 1 bis Anhang I), und 
zwar auch die, für die keine Änderungen vorgeschlagen sind.
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2. Der AStV hat weitgehendes Einvernehmen über die wesentlichen Komponenten des 

Kommissionsvorschlags erzielt und der Stellungnahme des Europäischen Parlaments in erster 

Lesung gebührend Rechnung getragen.

a. Weiter zu prüfende Detailfragen

Nationale Regulierungsbehörden 

Die Unabhängigkeit der nationalen Regulierungsbehörden von Unternehmen ist in Artikel 3 

garantiert. Da einige Delegationen diese Bestimmung verstärken möchten und nach Auffassung 

anderer Delegationen die nationalen Regulierungsbehörden erforderlichenfalls einer Überprüfung 

im Einklang mit der nationalen Verfassungsordnung unterliegen sollten, schlug der Vorsitz im 

AStV einen Kompromisstext vor, der vorbehaltlich einer Prüfung durch die Delegationen 

grundsätzlich begrüßt wurde.

Konsolidierung des Binnenmarktes für elektronische Kommunikation

Dem Kommissionsvorschlag zufolge hätte die Kommission die Möglichkeit erhalten, 

Entscheidungen in Bezug auf Entwürfe von Maßnahmen zu erlassen, die die nationalen 

Regulierungsbehörden zu ergreifen gedenken. Obwohl einige wenige Delegationen dafür sind, dass 

die Kommission mit Entscheidungen in Bezug auf Abhilfemaßnahmen tätig werden kann, ist die 

Mehrheit der Delegationen gegen diese Bestimmung. Der Vorsitz schlägt daher kompromisshalber 

vor, dass die Kommission Stellungnahmen abgeben sollte und die nationalen Regulierungsbehörden 

im Fall der Nichtberücksichtigung der Stellungnahme der Kommission ihre Entscheidungen 

begründen sollten.

Politische Ziele und regulatorische Grundsätze

Damit die nationalen Regulierungsbehörden im Interesse der Bürger handeln, werden sie in 

Artikel 8 des Vorsitztextes aufgefordert, "effiziente Investitionen und Innovationen im Bereich 

neuer und verbesserter Infrastrukturen" zu fördern (Absatz 4a Buchstabe d). Dieser Verweis wird 

jedoch nicht von allen Delegationen befürwortet, da einige von ihnen die Auffassung vertreten, dass 

die Bestimmung verstärkt werden sollte, um ein eindeutigeres politisches Signal zugunsten 

gemeinsamer Investitionen auszusenden.
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Verwaltung der Funkfrequenzen für die elektronischen Kommunikationsdienste

Zu den verschiedenen Bezugnahmen auf die "ITU-Vollzugsordnung" und die "nationalen 

Frequenzvergabepläne" in Artikel 9 des Vorsitztextes haben einige wenige Delegationen nach wie 

vor Vorbehalte, welche die Kohärenz zwischen den EU-Rechtsvorschriften und internationalen und 

nationalen Vereinbarungen über die Nutzung der Funkfrequenzen betreffen. Ein anderer Punkt, der 

weiterer Prüfung bedarf, betrifft mögliche Ausnahmen vom Grundsatz der Technologieneutralität.

b. Noch bestehende Vorbehalte

Alle Delegationen erhalten sprachliche Vorbehalte aufrecht und die Kommission hat sich ihren 

Standpunkt zum Kompromissvorschlag des Vorsitzes insgesamt vorbehalten.

Einzelvorbehalte wurden zu den folgenden Einzelbestimmungen eingelegt:

– Nationale Regulierungsbehörden (Artikel 3) (Fußnote 8)

– Konsolidierung des Binnenmarktes für elektronische Kommunikation (Artikel 7) (Fußnote 9)

– Politische Ziele und regulatorische Grundsätze (Artikel 8) (Fußnote 10)

– Strategische Planung und Koordinierung der Funkfrequenzpolitik in der Europäischen Union 

(Artikel 8a) (Fußnote 11)

– Verwaltung der Funkfrequenzen für die elektronischen Kommunikationsdienste (Artikel 9) 

(Fußnote 12)

– Übertragung oder Vermietung individueller Rechte zur Nutzung von Funkfrequenzen 

(Artikel 9b) (Fußnote 13)

– Verfahren für die Festlegung und Definition von Märkten (Artikel 15) (Fußnote 14).

III. AUFGABE DES RATES

Der Rat wird ersucht, die noch offenen Fragen im Hinblick auf eine politischen Einigung zu 

prüfen. Der Text sollte danach im Hinblick auf die Festlegung des gemeinsamen Standpunkts 

des Rates den Rechts- und Sprachsachverständigen zur abschließenden Überarbeitung 

übermittelt werden.

________________________
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ANLAGE

KOMPROMISSVORSCHLAG DES VORSITZES FÜR DIE

KONSOLIDIERTE FASSUNG DES VORSCHLAGS ZUR ÄNDERUNG DER RICHTLINIE 

2002/21/EG

(Rahmenrichtlinie)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION –

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 

Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags,

in Erwägung nachstehender Gründe: [gleichlautende Erwägungsgründe der Rahmen-, der 

Zugangs- und der Genehmigungsrichtlinie]
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(1) Die Funktionsweise der fünf Richtlinien, die den geltenden Rechtsrahmen für elektronische 
Kommunikationsnetze und -dienste bilden – Richtlinie 2002/21/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für 
elektronische Kommunikationsnetze und -dienste1 (Rahmenrichtlinie), Richtlinie 
2002/19/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über den 
Zugang zu elektronischen Kommunikationsnetzen und zugehörigen Einrichtungen sowie 
deren Zusammenschaltung2 (Zugangsrichtlinie), Richtlinie 2002/20/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über die Genehmigung elektronischer 
Kommunikationsnetze und -dienste3 (Genehmigungsrichtlinie), Richtlinie 2002/22/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über den Universaldienst und 
Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten4 (Universal-
dienstrichtlinie) und Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der 
Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation5 (Datenschutzrichtlinie für die 
elektronische Kommunikation) – werden regelmäßig von der Kommission überprüft, um 
insbesondere festzustellen, ob diese Richtlinien angesichts der Technologie- und 
Marktentwicklung geändert werden müssen.

(2) Diesbezüglich hat die Kommission ihre vorläufigen Feststellungen in ihrer Mitteilung an 
den Rat, das Europäische Parlament, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
und den Ausschuss der Regionen über die Überprüfung des EU-Rechtsrahmens für 
elektronische Kommunikationsnetze und –dienste vom 29. Juni 2006 dargelegt. Auf der 
Grundlage dieser vorläufigen Feststellungen wurde eine öffentliche Konsultation durch-
geführt, bei der darauf hingewiesen wurde, dass nach wie vor kein Binnenmarkt für 
elektronische Kommunikation bestehe und dies der am dringlichsten zu behebende Mangel 
sei. Insbesondere die Fragmentierung in der Regulierung und die Inkohärenz der Tätig-
keiten der nationalen Regulierungsbehörden gefährdeten nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit 
des Sektors, sondern schmälerten auch die substanziellen Vorteile, in deren Genuss die 
Verbraucher dank grenzüberschreitenden Wettbewerbs kommen könnten.

(3) Der EU-Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste sollte daher 
reformiert werden, um den Binnenmarkt für elektronische Kommunikation zu vollenden, 
indem das Gemeinschaftsverfahren für die Regulierung der Betreiber mit beträchtlicher 
Marktmacht gestärkt wird. Dies wird ergänzt, indem mit der Verordnung [(EG) Nr. …/…
vom [Datum] des Europäischen Parlaments und des Rates6 eine Gruppe Europäischer 
Regulierungsstellen für Telekommunikation (nachstehend "GERT" genannt) eingerichtet 
wird. Die Reform umfasst auch die Aufstellung einer Strategie für eine effiziente und 
koordinierte Frequenzverwaltung als wichtigen Schritt zum europäischen Informationsraum 
sowie die Stärkung der Vorschriften für behinderte Nutzer, um eine ausgrenzungsfreie 
Informationsgesellschaft zu verwirklichen.

  
1 ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 33.
2 ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 7.
3 ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 21.
4 ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 51.
5 ABl. L 201 vom 31.7.2002, S. 37.
6 ABl. C […] vom […], S. […].
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(3b) Das Ziel besteht darin, die sektorspezifischen Vorabregelungen je nach der Wettbewerbs-
entwicklung auf den Märkten schrittweise abzubauen und letztendlich die elektronische 
Kommunikation nur durch das Wettbewerbsrecht regeln zu lassen. […] Da die Märkte für 
elektronische Kommunikation in den letzten Jahren eine starke Wettbewerbsdynamik 
gezeigt haben, ist es von entscheidender Bedeutung, dass ordnungspolitische Vorab-
verpflichtungen nur auferlegt werden, wenn kein wirksamer und nachhaltiger 
Wettbewerb besteht. [...]

(3c) Um einen verhältnismäßigen und den sich ändernden Wettbewerbsbedingungen 
angepassten Ansatz sicherzustellen, […] können die nationalen Regulierungsbehörden 
[…] Märkte unterhalb der nationalen Ebene definieren und/oder Verpflichtungen auf 
Märkten oder in geografischen Gebieten aufheben, wenn es einen effektiven Wettbewerb 
bei der Infrastruktur gibt. [...]

(3d) Um die Ziele der Lissabon-Agenda zu erreichen, ist es für die kommenden Jahre eine 
Hauptaufgabe, geeignete […] Voraussetzungen für effiziente Investitionen in Hoch-
geschwindigkeitsnetze zu schaffen, was die Innovation bei inhaltsbetonten Internet-
diensten unterstützen und die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Europäischen 
Union stärken wird. Solche Netze können den Verbrauchern und der Wirtschaft in der 
gesamten Europäischen Union potenziell enorme Vorteile bieten. Deshalb ist es von 
ausschlaggebender Bedeutung, dass nachhaltige Investitionen in die Entwicklung solcher 
Netze gefördert werden, wobei der Wettbewerb gewährleistet und den Wahlmöglichkeiten 
der Verbraucher durch Verlässlichkeit und Kohärenz der Regulierung eine neue 
Dynamik verliehen werden sollte.

(39a) Sowohl effiziente Investitionen als auch der Wettbewerb sollten gemeinsam gefördert 
werden, um das Wirtschaftswachstum zu steigern, mehr Innovation zu erreichen und für 
die Verbraucher mehr Wahlmöglichkeiten zu gewährleisten.

(44a) Das weitere Zusammenwachsen des Binnenmarkts für elektronische Kommunikations-
netze und -dienste macht eine bessere Abstimmung bei der Anwendung der im Rechts-
rahmen für die elektronische Kommunikation vorgesehenen Vorabregulierung 
erforderlich.

[restliche Erwägungsgründe: siehe einschlägige Artikel]

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
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KAPITEL I

GELTUNGSBEREICH, ZIELSETZUNG UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Geltungsbereich und Zielsetzung

1. Mit dieser Richtlinie wird ein harmonisierter Rahmen für die Regulierung elektronischer 

Kommunikationsdienste und Kommunikationsnetze sowie zugehöriger Einrichtungen und 

zugehöriger Dienste vorgegeben. Sie legt die Aufgaben der nationalen Regulierungsbehörden sowie 

eine Reihe von Verfahren fest, die die gemeinschaftsweit harmonisierte Anwendung des 

Rechtsrahmens gewährleisten. Der Rahmen enthält ferner Bestimmungen über bestimmte 

Aspekte von Endeinrichtungen, um den Zugang für behinderte Nutzer zu erleichtern.

(4) Um es den nationalen Regulierungsbehörden zu ermöglichen, die in der Rahmenrichtlinie 

und den Einzelrichtlinien insbesondere hinsichtlich der durchgehenden Interoperabilität 

formulierten Ziele zu erreichen, sollte der Geltungsbereich der Rahmenrichtlinie auf 

bestimmte Aspekte von Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen gemäß der 

Begriffsbestimmung der Richtlinie 1999/5/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 9. März 1999 über Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen und die 

gegenseitige Anerkennung ihrer Konformität7 ausgedehnt werden, ebenso auf 

Verbrauchergeräte für das Digitalfernsehen, damit behinderten Nutzern der Zugang 

erleichtert wird.

2. Verpflichtungen, die durch innerstaatliche Rechtsvorschriften im Einklang mit dem 

Gemeinschaftsrecht oder durch Rechtsvorschriften der Gemeinschaft für Dienste auferlegt werden, 

die mit Hilfe elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste erbracht werden, bleiben von dieser 

Richtlinie und den Einzelrichtlinien unberührt.

3. Die von der Gemeinschaft oder den Mitgliedstaaten im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht 

getroffenen Maßnahmen zur Verfolgung von Zielen, die im Interesse der Allgemeinheit liegen, 

insbesondere in Bezug auf die Regulierung von Inhalten und die audiovisuelle Politik, bleiben von 

dieser Richtlinie und den Einzelrichtlinien unberührt.

  
7 ABl. L 91 vom 7.4.1999, S. 10.
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4. Die Bestimmungen der Richtlinie 1999/5/EG bleiben von dieser Richtlinie und den 

Einzelrichtlinien unberührt.

5. Diese Richtlinie und die Einzelrichtlinien gelten unbeschadet etwaiger Einzelmaßnahmen, die 

zur Regulierung des Auslandsroaming in öffentlichen Mobilfunknetzen in der Gemeinschaft 

erlassen werden.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) "elektronisches Kommunikationsnetz": Übertragungssysteme und gegebenenfalls 

Vermittlungs- und Leitwegeinrichtungen sowie anderweitige Ressourcen – einschließlich der 

nicht aktiven Netzbestandteile –, die die Übertragung von Signalen über Kabel, Funk, 

optische oder andere elektromagnetische Einrichtungen ermöglichen, einschließlich 

Satellitennetze, feste (leitungs- und paketvermittelte, einschließlich Internet) und mobile 

terrestrische Netze, Stromleitungssysteme, soweit sie zur Signalübertragung genutzt werden, 

Netze für Hör- und Fernsehfunk sowie Kabelfernsehnetze, unabhängig von der Art der 

übertragenen Informationen;

b) "länderübergreifende Märkte": die Märkte, die die Gemeinschaft oder einen wesentlichen, 

mindestens zwei Mitgliedstaaten betreffenden Teil davon umfassen;

c) "elektronische Kommunikationsdienste": gewöhnlich gegen Entgelt erbrachte Dienste, die 

ganz oder überwiegend in der Übertragung von Signalen über elektronische 

Kommunikationsnetze bestehen, einschließlich Telekommunikations- und 

Übertragungsdienste in Rundfunknetzen, jedoch ausgenommen Dienste, die Inhalte über 

elektronische Kommunikationsnetze und -dienste anbieten oder eine redaktionelle Kontrolle 

über sie ausüben; nicht dazu gehören die Dienste der Informationsgesellschaft im Sinne von 

Artikel 1 der Richtlinie 98/34/EG, die nicht ganz oder überwiegend in der Übertragung von 

Signalen über elektronische Kommunikationsnetze bestehen;
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d) "öffentliches Kommunikationsnetz": ein elektronisches Kommunikationsnetz, das ganz oder 
überwiegend der Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektronischer Kommunikations-
dienste dient, die die Übertragung von Informationen zwischen Netzabschlusspunkten 
ermöglichen;

da) "Netzabschlusspunkt": der physische Punkt, an dem einem Teilnehmer der Zugang zu 
einem öffentlichen Kommunikationsnetz bereitgestellt wird; in Netzen, in denen eine 
Vermittlung oder Leitwegbestimmung erfolgt, wird der Netzabschlusspunkt anhand 
einer bestimmten Netzadresse bezeichnet, die mit der Nummer oder dem Namen eines 
Teilnehmers verknüpft sein kann;

e) "zugehörige Einrichtungen": diejenigen mit einem elektronischen Kommunikationsnetz 
und/oder einem elektronischen Kommunikationsdienst verbundenen […] physischen 
Infrastrukturen oder sonstigen Einrichtungen oder Komponenten, welche die Bereit-
stellung von Diensten über dieses Netz und/oder diesen Dienst ermöglichen und/oder 
unterstützen bzw. dazu in der Lage sind; hierzu gehören unter anderem […] Gebäude 
oder Gebäudezugänge, Antennen, Türme und andere Trägerstrukturen, Leitungsrohre, 
Leerrohre, Masten, Einstiegsschächte und Verteilerkästen;

ea) "zugehörige Dienste": diejenigen mit einem elektronischen Kommunikationsnetz 
und/oder einem elektronischen Kommunikationsdienst verbundenen Dienste, welche die 
Bereitstellung von Diensten über dieses Netz und/oder diesen Dienst ermöglichen 
und/oder unterstützen bzw. dazu in der Lage sind; hierzu gehören unter anderem 
Systeme zur Nummernumsetzung oder Systeme, die eine gleichwertige Funktion bieten, 
Zugangsberechtigungssysteme und elektronische Programmführer sowie andere Dienste 
wie Dienste im Zusammenhang mit Identität, Standort und Präsenz des Nutzers;

f) "Zugangsberechtigungssystem": jede technische Maßnahme und/oder Vorrichtung, die den 
Zugang zu einem geschützten Hörfunk- oder Fernsehdienst in unverschlüsselter Form von 
einem Abonnement oder einer vorherigen individuellen Erlaubnis abhängig macht;

g) "nationale Regulierungsbehörde": eine oder mehrere Stellen, die von einem Mitgliedstaat mit 
einer der in dieser Richtlinie und den Einzelrichtlinien festgelegten Regulierungsaufgaben 
beauftragt werden;

h) "Nutzer": eine natürliche oder juristische Person, die einen öffentlich zugänglichen 
elektronischen Kommunikationsdienst in Anspruch nimmt oder beantragt;
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i) "Verbraucher": jede natürliche Person, die einen öffentlich zugänglichen elektronischen 

Kommunikationsdienst zu anderen als gewerblichen oder beruflichen Zwecken nutzt oder 

beantragt;

j) "Universaldienst": ein in der Richtlinie 2002/22/EG (Universaldienstrichtlinie) definiertes 

Mindestangebot an Diensten von bestimmter Qualität, das allen Nutzern unabhängig von 

ihrem Standort und, gemessen an den landesspezifischen Bedingungen, zu einem 

erschwinglichen Preis zur Verfügung steht;

k) "Teilnehmer": jede natürliche oder juristische Person, die mit einem Anbieter öffentlich 

zugänglicher elektronischer Kommunikationsdienste einen Vertrag über die Bereitstellung 

derartiger Dienste geschlossen hat;

l) "Einzelrichtlinien": die Richtlinie 2002/20/EG (Genehmigungsrichtlinie), die Richtlinie 

2002/19/EG (Zugangsrichtlinie), die Richtlinie 2002/22/EG (Universaldienstrichtlinie) und 

die Richtlinie […] 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (nachstehend 

"Richtlinie 2002/58/EG (Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation)" 

genannt);

m) "Bereitstellung eines elektronischen Kommunikationsnetzes": die Errichtung, der Betrieb, die 

Kontrolle oder die Zurverfügungstellung eines derartigen Netzes;

n) "Endnutzer": ein Nutzer, der keine öffentlichen Kommunikationsnetze oder öffentlich 

zugänglichen elektronischen Kommunikationsdienste bereitstellt;

o) "erweiterte digitale Fernsehgeräte": Set-top-Boxen zur Verbindung mit Fernsehgeräten und 

integrierte digitale Fernsehgeräte zum Empfang digitaler interaktiver Fernsehdienste;

p) "API (Schnittstelle für Anwendungsprogramme)": die Software-Schnittstelle zwischen 

Anwendungen, die von Sendeanstalten oder Diensteanbietern zur Verfügung gestellt wird, 

und den Anschlüssen in den erweiterten digitalen Fernsehgeräten für digitale Fernseh- und 

Rundfunkdienste.
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q) "Frequenzzuweisung": die Benennung eines bestimmten Frequenzbandes oder 
Nummernbereichs für die Nutzung durch einen Dienst oder mehrere Arten von 
Funkdiensten unter genau festgelegten Bedingungen;

r) "funktechnische Störung": ein Störeffekt, der für das Funktionieren eines Funk-
navigationsdienstes oder anderer sicherheitsbezogener Dienste eine Gefahr darstellt 
oder einen Funkdienst, der im Einklang mit den geltenden internationalen, gemein-
schaftlichen oder nationalen Vorschriften betrieben wird, anderweitig schwerwiegend 
beeinträchtigt, behindert oder wiederholt unterbricht;

s) "Anruf" eine über einen öffentlich zugänglichen elektronischen Kommunikationsdienst 
aufgebaute Verbindung, die eine zweiseitige Sprachkommunikation ermöglicht.

(17) Funkfrequenzen sollten so verwaltet werden, dass die Vermeidung funktechnischer 
Störungen gewährleistet ist. Der grundlegende Begriff der "funktechnischen Störung" sollte 
daher angemessen definiert werden, um sicherzustellen, dass sich Regulierungseingriffe auf 
das Maß beschränken, das zur Verhinderung solcher Störungen erforderlich ist.

(5) Bestimmte Begriffsbestimmungen sollten deutlicher gefasst oder geändert werden, um 
Entwicklungen des Markts und der Technologie zu berücksichtigen und Unklarheiten zu 
beseitigen, die bei der Umsetzung des Rechtsrahmens erkannt wurden.

KAPITEL II

NATIONALE REGULIERUNGSBEHÖRDEN

Artikel 3

Nationale Regulierungsbehörden

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass alle den nationalen Regulierungsbehörden mit dieser 

Richtlinie und den Einzelrichtlinien übertragenen Aufgaben von einer zuständigen Stelle 

wahrgenommen werden.

2. Die Mitgliedstaaten gewährleisten die Unabhängigkeit der nationalen Regulierungsbehörden, 

indem sie dafür sorgen, dass sie rechtlich und funktional von allen Unternehmen unabhängig sind, 

die elektronische Kommunikationsnetze, -geräte oder -dienste anbieten. Wenn Mitgliedstaaten 

weiterhin an Unternehmen beteiligt sind, die elektronische Kommunikationsnetze und/oder -dienste 

bereitstellen, oder diese kontrollieren, müssen sie eine wirksame strukturelle Trennung der

hoheitlichen Funktion von Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Eigentum oder der Kontrolle 

sicherstellen.
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3. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen Regulierungsbehörden ihre Befugnisse 

[…] unparteiisch, […] transparent und zeitgerecht ausüben. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, 

dass den nationalen Regulierungsbehörden angemessene finanzielle und personelle 

Ressourcen zur Verfügung stehen, damit sie die ihnen übertragenen Aufgaben erfüllen 

können. 8

3a. Unbeschadet der Absätze 4 und 5 handeln die nach den Artikeln 20 oder 21 für die 

Vorabregulierung des Marktes oder für die Beilegung von Streitigkeiten zwischen 

Unternehmen zuständigen nationalen Regulierungsbehörden unabhängig und holen im 

Zusammenhang mit der laufenden Erfüllung der ihnen nach den nationalen 

Rechtsvorschriften zur Umsetzung des Gemeinschaftsrechts übertragenen Aufgaben weder 

Weisungen einer anderen Stelle ein noch nehmen sie solche entgegen. Dies steht einer 

Überwachung im Einklang mit den nationalen Verfassungsordnungen nicht entgegen. 

Ausschließlich Beschwerdestellen nach Artikel 4 sind befugt, Entscheidungen der nationalen 

Regulierungsbehörden auszusetzen oder aufzuheben.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Leiter einer nationalen Regulierungsbehörde nach 

Unterabsatz 1 oder gegebenenfalls Mitglieder des Kollegiums, das diese Aufgabe wahrnimmt, 

oder der (die) Stellvertreter nur entlassen werden kann (können), wenn er (sie) die in den 

nationalen Rechtsvorschriften vorab festgelegten Voraussetzungen für die Ausübung seines 

(ihres) Amtes nicht mehr erfüllt (erfüllen). Die Entscheidung über die Entlassung des Leiters 

der betreffenden nationalen Regulierungsbehörde oder gegebenenfalls von Mitgliedern des 

Kollegiums, das diese Aufgabe wahrnimmt, muss zum Zeitpunkt der Entlassung 

veröffentlicht werden. Der entlassene Leiter der nationalen Regulierungsbehörde oder 

gegebenenfalls die entlassenen Mitglieder des Kollegiums, das diese Aufgabe wahrnimmt, 

muss (müssen) eine Begründung erhalten und hat (haben) das Recht, die Veröffentlichung 

dieser Begründung zu verlangen, wenn diese Veröffentlichung nicht ohnehin erfolgen würde; 

in diesem Fall ist die Begründung zu veröffentlichen.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen Regulierungsbehörden nach 

Unterabsatz 1 über einen eigenen jährlichen Haushalt verfügen. Die Haushaltspläne werden 

veröffentlicht.

  
8 UK, HU, PT, IT und SE: Vorbehalt zu den Absätzen 3 und 3a..
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3b. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die jeweiligen nationalen Regulierungsbehörden 
die Ziele der GERT in Bezug auf bessere regulatorische Koordinierung und mehr Kohärenz 
aktiv unterstützen.

3c. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen Regulierungsbehörden den 
Stellungnahmen und gemeinsamen Standpunkten der GERT bei Entscheidungen, die ihre 
nationalen Märkte betreffen, weitestgehend Rechnung tragen.

4. Die Mitgliedstaaten veröffentlichen die von den nationalen Regulierungsbehörden wahrzu-
nehmenden Aufgaben in leicht zugänglicher Form, insbesondere wenn diese Aufgaben mehr als 
einer Stelle übertragen werden. Die Mitgliedstaaten sorgen gegebenenfalls für die Konsultation und 
Zusammenarbeit zwischen diesen Behörden sowie zwischen diesen und den für die Anwendung des 
Wettbewerbs- und des Verbraucherschutzrechts zuständigen nationalen Behörden in Fragen von 
gemeinsamem Interesse. Ist mehr als eine Behörde für diese Fragen zuständig, so sorgen die 
Mitgliedstaaten dafür, dass die jeweiligen Aufgaben der einzelnen Behörden in leicht zugänglicher 
Form veröffentlicht werden.

5. Die nationalen Regulierungs- und Wettbewerbsbehörden tauschen untereinander Informa-
tionen aus, die für die Anwendung der Bestimmungen dieser Richtlinie und der Einzelrichtlinien 
notwendig sind. Hinsichtlich des Informationsaustauschs ist die einholende Behörde an den 
gleichen Grad an Vertraulichkeit gebunden wie die Auskunft erteilende Behörde.

6. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission unter Angabe der jeweiligen Zuständigkeiten alle 
Aufgaben mit, die den nationalen Regulierungsbehörden aufgrund dieser Richtlinie und der 
Einzelrichtlinien übertragen werden.
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(6) Die Unabhängigkeit der nationalen Regulierungsbehörden sollte gestärkt werden, um eine 
wirksamere Anwendung des Rechtsrahmens zu gewährleisten und sowohl ihren Einfluss zu 
stärken als auch ihre Entscheidungen besser vorhersehbar zu machen. Dazu sollten die für 
die Vorabregulierung des Marktes oder für die Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
Unternehmen zuständigen nationalen Regulierungsbehörden durch ausdrückliche Bestim-
mungen des einzelstaatlichen Rechts bei der Durchführung ihrer Aufgaben vor äußerer 
Einflussnahme und politischem Druck geschützt werden, die sie an der unabhängigen 
Bewertung der von ihnen bearbeiteten Angelegenheiten hindern könnten. […] Zu diesem 
Zweck sollten im Voraus Regeln bezüglich der Gründe für die Entlassung des Leiters der 
obengenannten nationalen Regulierungsbehörde festgelegt werden, um jedweden Zweifel 
an der Neutralität der Behörde und ihrer Unabhängigkeit von äußerer Einflussnahme 
auszuräumen. Wichtig ist auch, dass die für die Vorabregulierung des Marktes zuständigen
nationalen Regulierungsbehörden über einen eigenen Haushalt verfügen, der es ihnen 
insbesondere gestattet, qualifiziertes Personal in ausreichender Zahl einzustellen. Der 
Haushalt sollte jährlich veröffentlicht werden, um Transparenz zu gewährleisten.

Artikel 4

Rechtsbehelf

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass es auf nationaler Ebene wirksame Verfahren gibt, nach 

denen jeder Nutzer oder Anbieter elektronischer Kommunikationsnetze und/oder -dienste, der von 

einer Entscheidung einer nationalen Regulierungsbehörde betroffen ist, bei einer von den beteiligten 

Parteien unabhängigen Beschwerdestelle Rechtsbehelf gegen diese Entscheidung einlegen kann. 

Diese Stelle, die auch ein Gericht sein kann, muss über den angemessenen Sachverstand verfügen, 

um ihrer Aufgabe wirksam gerecht zu werden. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass den 

Umständen des Falles angemessen Rechnung getragen wird und wirksame Einspruchsmöglich-

keiten gegeben sind. 

Bis zum Abschluss eines Beschwerdeverfahrens bleibt der Beschluss der nationalen Regulierungs-

behörde in Kraft, sofern nicht nach Maßgabe des nationalen Rechts einstweilige Maßnahmen 

erlassen werden.

2. Hat die Beschwerdestelle nach Absatz 1 keinen gerichtlichen Charakter, so sind ihre 

Entscheidungen stets schriftlich zu begründen. Ferner können diese Entscheidungen in diesem Fall 

von einem Gericht eines Mitgliedstaats nach Artikel 234 des Vertrags überprüft werden.
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3. Die Mitgliedstaaten sammeln Informationen zu der Zahl der eingelegten Rechtsbehelfe, 

der Dauer der Beschwerdeverfahren und der Anzahl der Entscheidungen zum Erlass 

einstweiliger Maßnahmen. Die Mitgliedstaaten stellen diese Informationen der Kommission 

und der GERT jeweils auf deren begründetes Ersuchen zur Verfügung. 

(6a) Zur Gewährleistung der Rechtssicherheit für die Marktakteure sollten die Beschwerde-
stellen ihre Aufgaben effizient wahrnehmen; so sollten insbesondere die Beschwerde-
verfahren nicht ungebührlich lange dauern.

(7) Die Art, in der Beschwerdestellen einstweilige Maßnahmen angewendet haben, um 
Entscheidungen der nationalen Regulierungsbehörden auszusetzen, war sehr uneinheitlich.
Um einen einheitlicheren Ansatz zu erreichen, sollte ein gemeinsamer Standard im Einklang 
mit der gemeinschaftlichen Rechtsprechung angewendet werden. Die Beschwerdestellen 
sollten befugt sein, die verfügbaren von der GERT veröffentlichten Informationen 
anzufordern. Angesichts der Bedeutung von Rechtsmitteln für die Funktionsweise des 
Rechtsrahmens insgesamt sollte ein Verfahren eingerichtet werden, mit dem Informationen 
über eingelegte Rechtsmittel und Entscheidungen zur Aussetzung von Beschlüssen der 
Regulierungsbehörden in allen Mitgliedstaaten gesammelt und der Kommission gemeldet 
werden.

Artikel 5
Bereitstellung von Informationen

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Unternehmen, die elektronische Kommunikationsnetze 
und -dienste anbieten, den nationalen Regulierungsbehörden alle Informationen auch in Bezug auf 
finanzielle Aspekte zur Verfügung stellen, die diese Behörden benötigen, um eine Überein-
stimmung mit den Bestimmungen dieser Richtlinie und den Einzelrichtlinien oder den auf ihrer 
Grundlage getroffenen Entscheidungen zu gewährleisten. Insbesondere können diese Unter-
nehmen ferner verpflichtet werden, Informationen über künftige Netz- oder Diensteentwick-
lungen zu übermitteln, die sich auf die Dienste auf Vorleistungsebene auswirken könnten, die 
sie Konkurrenten zugänglich machen. Von Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht auf 
Vorleistungsmärkten kann ferner verlangt werden, Rechnungslegungsdaten zu den mit diesen 
Vorleistungsmärkten verbundenen Endnutzermärkten vorzulegen.

Die […] Unternehmen legen diese Informationen auf Anfrage umgehend sowie nach dem Zeitplan 
und in den Einzelheiten vor, die von der nationalen Regulierungsbehörde verlangt werden. Die von 
der nationalen Regulierungsbehörde angeforderten Informationen müssen in angemessenem 
Verhältnis zur Wahrnehmung dieser Aufgabe stehen. Die nationale Regulierungsbehörde muss ihr 
Ersuchen um Informationen begründen und die Informationen nach Maßgabe des Absatzes 3 
behandeln.
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(8) Damit die nationalen Regulierungsbehörden ihre Regulierungsaufgaben wirksam wahr-
nehmen können, sollten zu den Daten, die sie sammeln, auch Rechnungslegungsdaten zu den 
Endnutzermärkten gehören, die mit Vorleistungsmärkten verbunden sind, auf denen ein 
Betreiber über beträchtliche Marktmacht verfügt und die als solche von der nationalen 
Regulierungsbehörde reguliert werden, ebenso Daten, die die nationale Regulierungs-
behörde in die Lage versetzen, die möglichen Auswirkungen geplanter Erweiterungen oder 
Änderungen der Netztopologie auf die Entwicklung des Wettbewerbs oder auf anderen 
Marktteilnehmern angebotene Großhandelsprodukte zu beurteilen.

2. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen Regulierungsbehörden der Kommission 
auf begründeten Antrag hin die Informationen zur Verfügung stellen, die sie benötigt, um ihre 
Aufgaben aufgrund des Vertrags wahrzunehmen. Die von der Kommission angeforderten 
Informationen müssen in angemessenem Verhältnis zur Wahrnehmung dieser Aufgaben stehen. 
Beziehen sich die bereitgestellten Informationen auf Informationen, die zuvor von Unternehmen auf 
Anforderung der nationalen Regulierungsbehörde bereitgestellt wurden, so werden die Unter-
nehmen hiervon unterrichtet. Soweit dies notwendig ist und sofern nicht ein ausdrücklicher 
begründeter gegenteiliger Antrag der übermittelnden Behörde vorliegt, stellt die Kommission die 
bereitgestellten Informationen einer anderen Behörde eines anderen Mitgliedstaats zur Verfügung.

Die Mitgliedstaaten stellen vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes 3 sicher, dass die einer 
nationalen Regulierungsbehörde übermittelten Informationen einer anderen Behörde desselben oder 
eines anderen Mitgliedstaats auf begründeten Antrag zur Verfügung gestellt werden können, damit 
erforderlichenfalls diese Behörden ihre Verpflichtungen aus dem Gemeinschaftsrecht erfüllen 
können.

3. Werden Informationen von einer nationalen Regulierungsbehörde gemäß den gemeinschaft-
lichen und einzelstaatlichen Vorschriften über das Geschäftsgeheimnis als vertraulich angesehen, so 
stellen die Kommission und die betreffenden nationalen Regulierungsbehörden eine entsprechende 
vertrauliche Behandlung sicher.

4. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen Regulierungsbehörden Informationen, 
die zu einem offenen, wettbewerbsorientierten Markt beitragen, unter Einhaltung der nationalen 
Vorschriften über den Zugang der Öffentlichkeit zu Informationen sowie der Rechtsvorschriften der 
Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten zur Wahrung von Geschäftsgeheimnissen veröffentlichen.

5. Die nationalen Regulierungsbehörden veröffentlichen die Bedingungen für den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Informationen gemäß Absatz 4 einschließlich der Verfahren für dessen 
Gewährung.
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Artikel 6

Konsultation und Transparenz

Abgesehen von den Fällen nach Artikel 7 Absatz 9, Artikel 20 oder Artikel 21 und soweit in den 

gemäß Artikel 9 c erlassenen Durchführungsmaßnahmen nichts anderes vorgesehen ist,

sorgen die Mitgliedstaaten dafür, dass die nationalen Regulierungsbehörden interessierten Kreisen 

innerhalb einer angemessenen Frist Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf von Maßnahmen 

geben, die sie gemäß dieser Richtlinie oder den Einzelrichtlinien zu treffen gedenken […] oder mit 

denen sie beabsichtigen, Einschränkungen gemäß Artikel 9 Absätze 3 und 4 aufzuerlegen, 

und die beträchtliche Auswirkungen auf den betreffenden Markt haben werden.

Die nationalen Regulierungsbehörden veröffentlichen ihre jeweiligen Anhörungsverfahren.

Die Mitgliedstaaten sorgen für die Einrichtung einer einheitlichen Informationsstelle, bei der eine 

Liste aller laufenden Anhörungen aufliegt.

Die Ergebnisse des Anhörungsverfahrens werden von der nationalen Regulierungsbehörde der 

Öffentlichkeit zugänglich gemacht, außer bei vertraulichen Informationen gemäß den Rechtsvor-

schriften der Gemeinschaft und des jeweiligen Mitgliedstaates über die Vertraulichkeit von 

Geschäftsgeheimnissen.

(9) Die nationale Konsultation nach Artikel 6 der Rahmenrichtlinie sollte vor der in Artikel 7 
derselben Richtlinie vorgesehenen Gemeinschaftskonsultation stattfinden, damit die 
Ansichten der interessierten Kreise in der Gemeinschaftskonsultation Niederschlag finden.
Damit würde eine zweite Gemeinschaftskonsultation vermieden, die notwendig wäre, wenn 
die Ergebnisse der nationalen Konsultation zur Änderung einer geplanten Maßnahme 
führten.
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Artikel 7

Konsolidierung des Binnenmarktes für elektronische Kommunikation

1. Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß dieser Richtlinie und den Einzelrichtlinien tragen die 

nationalen Regulierungsbehörden den in Artikel 8 genannten Zielen, auch soweit sie sich auf das 

Funktionieren des Binnenmarktes beziehen, weitestgehend Rechnung.

2. Die nationalen Regulierungsbehörden tragen zur Entwicklung des Binnenmarktes bei, indem 

sie miteinander und mit der Kommission sowie der GERT jeweils auf transparente Weise 

kooperieren, um in allen Mitgliedstaaten eine kohärente Anwendung der Bestimmungen dieser 

Richtlinie und der Einzelrichtlinien zu gewährleisten. Zu diesem Zweck […] arbeiten sie 

insbesondere mit der Kommission und der GERT bei der Ermittlung der Arten von Mitteln 

und Abhilfemaßnahmen zusammen, die zur Bewältigung bestimmter Situationen auf dem Markt 

am geeignetsten sind.

(10) Die Ermessensfreiheit der nationalen Regulierungsbehörden muss mit der Entwicklung 
einer kohärenten Regulierungspraxis und einer einheitlichen Anwendung des Rechts-
rahmens in Einklang gebracht werden, damit ein wirksamer Beitrag zur Entwicklung und 
Vollendung des Binnenmarktes geleistet werden kann. Die nationalen Regulierungs-
behörden sollten daher die Binnenmarktaktivitäten der Kommission und der GERT 
unterstützen […].

3. […] Beabsichtigt eine nationale Regulierungsbehörde – sofern in den nach Artikel 7a 

erlassenen Empfehlungen oder Leitlinien nicht etwas anderes bestimmt ist – nach Abschluss 

der in Artikel 6 genannten Konsultation, eine Maßnahme zu ergreifen, die

a) unter Artikel 15 oder Artikel 16 dieser Richtlinie oder unter Artikel 5 oder Artikel 8 der 

Richtlinie 2002/19/EG (Zugangsrichtlinie) […] fällt und

b) Auswirkungen auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten hätte,
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so stellt sie […] den Maßnahmenentwurf der Kommission, der GERT und den nationalen 

Regulierungsbehörden der anderen Mitgliedstaaten zusammen mit einer Begründung gemäß 

Artikel 5 Absatz 3 zur Verfügung und unterrichtet die Kommission, die GERT und die anderen 

nationalen Regulierungsbehörden entsprechend. Die nationalen Regulierungsbehörden, die GERT 

und die Kommission können der jeweiligen nationalen Regulierungsbehörde ihre Stellungnahme 

nur innerhalb eines Monats […] übermitteln. Die Einmonatsfrist kann nicht verlängert werden.

4. Betrifft eine geplante Maßnahme gemäß Absatz 3

a) die Definition eines relevanten Marktes, der sich von jenen unterscheidet, die in der 

Empfehlung gemäß Artikel 15 Absatz 1 definiert werden, oder

b) die Entscheidung im Rahmen des Artikels 16 Absätze 3, 4 oder 5, ob ein Unternehmen, allein 

oder zusammen mit anderen, als Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht einzustufen ist, 

oder

c) die Auferlegung, Änderung oder Aufhebung von Verpflichtungen der Betreiber in 

Anwendung von Artikel 16 in Verbindung mit Artikel 5 sowie mit den Artikeln 9 bis 13 

der Richtlinie 2002/19/EG (Zugangsrichtlinie) und Artikel 17 der Richtlinie 2002/22/EG 

(Universaldienstrichtlinie),

wobei dies Auswirkungen auf den Handel zwischen den Mitgliedstaaten hätte, und hat die 

Kommission gegenüber der nationalen Regulierungsbehörde erklärt, dass sie der Auffassung ist, 

dass der Maßnahmenentwurf ein Hemmnis für den Binnenmarkt schaffen würde, oder hat sie 

ernsthafte Zweifel an der Vereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht und insbesondere den in 

Artikel 8 genannten Zielen, dann wird der Beschluss über den Maßnahmenentwurf um weitere zwei 

Monate aufgeschoben. Diese Frist kann nicht verlängert werden. In diesem Fall unterrichtet die 

Kommission die anderen nationalen Regulierungsbehörden über ihre Vorbehalte.
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(11) Das Gemeinschaftsverfahren ermöglicht es der Kommission, nationale Regulierungs-
behörden anzuweisen, geplante Maßnahmen bezüglich der Marktdefinition und der 
Feststellung der beträchtlichen Marktmacht von Betreibern zurückzunehmen, und hat 
maßgeblich zu einem einheitlichen Ansatz bei der Feststellung der Umstände beigetragen, 
unter denen eine Vorabregulierung vorgenommen werden kann und die Betreiber einer 
solchen Regulierung unterworfen sind. […] Die Marktüberwachung durch die Kommission 
und besonders die Erfahrungen mit dem Verfahren des Artikels 7 der Rahmenrichtlinie 
haben gezeigt, dass die Uneinheitlichkeit bei der Anwendung von Abhilfemaßnahmen durch 
die nationalen Regulierungsbehörden, selbst unter ähnlichen Marktbedingungen, den 
Binnenmarkt im Bereich der elektronischen Kommunikation beeinträchtigen könnte […].
[…] Daher kann die Kommission bei der Gewährleistung eines größeren Maßes an 
Kohärenz bei der Anwendung der Abhilfemaßnahmen mitwirken, indem sie 
Stellungnahmen zu dem von den nationalen Regulierungsbehörden vorgeschlagenen 
Maßnahmenentwurf abgibt. Um […] das Fachwissen der nationalen Regulierungs-
behörden in Bezug auf die Marktanalyse zu nutzen, sollte die Kommission vor einer 
Entscheidung und/oder Stellungnahme die GERT anhören.

5. Innerhalb […] der in Absatz 4 genannten Zweimonatsfrist kann die Kommission

a) in einer Entscheidung über den Maßnahmenentwurf nach Absatz 4 Buchstaben a und b 
die betreffende nationale Regulierungsbehörde auffordern, den Entwurf zurückzuziehen 
und/oder

b) eine Stellungnahme9 zu dem Maßnahmenentwurf nach Absatz 4 Buchstabe c abgeben 
oder

c) beschließen, ihre Vorbehalte zu dem Maßnahmenentwurf nach Absatz 4 
zurückzuziehen.

Die Kommission berücksichtigt vor einer Entscheidung und/oder der Abgabe einer 
Stellungnahme weitestgehend die Stellungnahme der GERT. […] Der Entscheidung und/oder 
Stellungnahme ist eine detaillierte und objektive Analyse beizufügen, in der dargelegt wird, 
weshalb die Kommission der Auffassung ist, dass der Maßnahmenentwurf nicht angenommen 
werden sollte, und es sind zugleich konkrete Vorschläge zur Änderung des Maßnahmenentwurfs 
vorzulegen.

6. Innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Kommission eine Entscheidung gemäß Absatz 5 
Buchstabe a getroffen hat, in der die nationale Regulierungsbehörde aufgefordert wird, einen 
Entwurf zurückzuziehen, hat die Behörde den Maßnahmenentwurf zu ändern oder zurückzuziehen.
Wird der Maßnahmenentwurf geändert, so führt die nationale Regulierungsbehörde eine 
öffentliche Konsultation nach den Verfahren gemäß Artikel 6 durch und notifiziert der 
Kommission den geänderten Maßnahmenentwurf entsprechend Absatz 3 erneut.

  
9 MT, UK, SE und AK: Vorbehalt zu dem Begriff "Stellungnahme".
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(12) Es ist wichtig, den Rechtsrahmen zeitgerecht umzusetzen. Hat die Kommission eine Ent-
scheidung getroffen, in der eine nationale Regulierungsbehörde aufgefordert wird, einen 
Maßnahmenentwurf zurückzuziehen, sollte die nationale Regulierungsbehörde der Kommis-
sion einen geänderten Entwurf vorlegen. Für die Übermittlung des geänderten Maßnahmen-
entwurfs an die Kommission nach Artikel 7 der Rahmenrichtlinie sollte eine Frist festgelegt 
werden, damit die Marktbeteiligten über die Dauer der Marktüberprüfung informiert sind 
und größere Rechtssicherheit gegeben ist.

7. Die jeweilige nationale Regulierungsbehörde trägt den Stellungnahmen der anderen 
nationalen Regulierungsbehörden, der GERT und der Kommission weitestgehend Rechnung; sie 
kann den sich daraus ergebenden Maßnahmenentwurf – außer in den in Absatz 4 Buchstaben a 
und b genannten Fällen – annehmen und muss ihn in diesem Fall der Kommission übermitteln.

Beschließt die nationale Regulierungsbehörde, den Maßnahmenentwurf entsprechend einer 
nach Absatz 5 Buchstabe b abgegebenen Stellungnahme zu ändern, so führt sie innerhalb von 
sechs Monaten nach Abgabe der Stellungnahme durch die Kommission eine öffentliche 
Konsultation nach den Verfahren gemäß Artikel 6 durch und übermittelt der Kommission 
den geänderten Maßnahmenentwurf.

Beschließt die nationale Regulierungsbehörde, den Maßnahmenentwurf nicht entsprechend der nach 
Absatz 5 Buchstabe b abgegebenen Stellungnahme zu ändern, so veröffentlicht sie ferner eine 
Begründung für ihre Entscheidung und übermittelt sie innerhalb von sechs Monaten der 
Kommission.

Erwägungsgrund 13 wird gestrichen.

8. Die nationale Regulierungsbehörde übermittelt der Kommission und der GERT alle 
beschlossenen Maßnahmen, auf die Artikel 7 Absatz 3 Buchstaben a und b zutreffen.

9. Ist eine nationale Regulierungsbehörde bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände der 
Ansicht, dass dringend – ohne das Verfahren gemäß den Absätzen 3 und 4 einzuhalten – gehandelt 
werden muss, um den Wettbewerb zu gewährleisten und die Nutzerinteressen zu schützen, so kann 
sie umgehend angemessene und einstweilige Maßnahmen erlassen. Sie teilt diese der Kommission, 
[...] den übrigen nationalen Regulierungsbehörden und der GERT unverzüglich mit einer voll-
ständigen Begründung mit. Ein Beschluss der nationalen Regulierungsbehörde, diese Maßnahmen 
dauerhaft zu machen oder ihre Geltungsdauer zu verlängern, unterliegt den Bestimmungen der 
Absätze 3 und 4.
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Artikel 7a

Notifizierungen

1. Nach Anhörung der Öffentlichkeit und Konsultation der nationalen Regulierungs-

behörden kann die Kommission unter weitestgehender Berücksichtigung der Stellungnahme 

der GERT im Zusammenhang mit Artikel 7 Empfehlungen und/oder Leitlinien zur Fest-

legung von Form, Inhalt und Detailgenauigkeit der gemäß Artikel 7 Absatz 3 erforderlichen 

Notifizierungen, der Umstände, unter denen Notifizierungen nicht erforderlich sind, und der 

Berechnung der Fristen erlassen.

2. Die Maßnahmen gemäß Absatz 1 werden nach dem in Artikel 22 Absatz 2 genannten 

Beratungsverfahren erlassen.

(14) In Anbetracht der kurzen Fristen des gemeinschaftlichen Konsultationsverfahrens sollten 
der Kommission Befugnisse verliehen werden, Empfehlungen und/oder Leitlinien zu 
erlassen, mit denen die Verfahren für den Austausch von Informationen zwischen der 
Kommission und nationalen Regulierungsbehörden – beispielsweise in Fällen, die stabile 
Märkte oder nur geringfügige Änderungen zuvor mitgeteilter Maßnahmen betreffen –
vereinfacht werden, oder Ausnahmen von der Notifizierungspflicht zu ermöglichen, um die 
Verfahren in bestimmten Fällen zu straffen.

KAPITEL III

AUFGABEN DER NATIONALEN REGULIERUNGSBEHÖRDEN

Artikel 8

Politische Ziele und regulatorische Grundsätze

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen Regulierungsbehörden bei der 

Wahrnehmung der in dieser Richtlinie und den Einzelrichtlinien festgelegten regulatorischen 

Aufgaben alle angezeigten Maßnahmen treffen, die den in den Absätzen 2, 3 und 4 vorgegebenen 

Zielen dienen. Die Maßnahmen müssen in angemessenem Verhältnis zu diesen Zielen stehen.
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Soweit in Artikel 9 zu den Funkfrequenzen nichts anderes vorgesehen ist, berücksichtigen die 

Mitgliedstaaten weitestgehend, dass die Regulierung technologieneutral sein sollte, und sorgen 

dafür, dass die nationalen Regulierungsbehörden bei der Wahrnehmung der in dieser Richtlinie und 

den Einzelrichtlinien festgelegten Regulierungsaufgaben, insbesondere der Aufgaben, die der 

Gewährleistung eines wirksamen Wettbewerbs dienen, […] dies ebenfalls tun.

Die nationalen Regulierungsbehörden können im Rahmen ihrer Zuständigkeiten dazu beitragen, 

dass die Umsetzung von Maßnahmen zur Förderung der kulturellen und sprachlichen Vielfalt sowie 

des Pluralismus der Medien sichergestellt werden.

2. Die nationalen Regulierungsbehörden fördern den Wettbewerb bei der Bereitstellung 

elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste sowie zugehöriger Einrichtungen und Dienste, 

indem sie unter anderem

a) sicherstellen, dass für die Nutzer, einschließlich Behinderter, älterer Menschen und 

Personen mit besonderen sozialen Bedürfnissen, der größtmögliche Nutzen in Bezug auf 

Auswahl, Preise und Qualität erbracht wird; 

(15) Im Einklang mit den Zielen der Europäischen Charta der Grundrechte und des Überein-
kommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen sollte 
der Rechtsrahmen gewährleisten, dass alle Nutzer, auch behinderte Endnutzer, ältere 
Menschen und Nutzer mit besonderen sozialen Bedürfnissen, einfachen Zugang zu 
erschwinglichen hochwertigen Diensten haben. Die dem Vertrag von Amsterdam beigefügte 
Erklärung Nr. 22 sieht vor, dass die Organe der Gemeinschaft bei der Ausarbeitung von 
Maßnahmen nach Artikel 95 des Vertrags den Bedürfnissen von Personen mit einer 
Behinderung Rechnung tragen.

b) gewährleisten, dass es keine Wettbewerbsverzerrungen oder -beschränkungen im Bereich der 

elektronischen Kommunikation gibt […];

c) gestrichen

d) für eine effiziente Nutzung der Funkfrequenzen und der Nummerierungsressourcen sorgen 

und deren effiziente Verwaltung sicherstellen.
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3. Die nationalen Regulierungsbehörden tragen zur Entwicklung des Binnenmarktes bei, indem 

sie unter anderem

a) verbleibende Hindernisse für die Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetze und 

-dienste sowie zugehöriger Einrichtungen und Dienste auf europäischer Ebene abbauen;

b) den Aufbau und die Entwicklung transeuropäischer Netze und die Interoperabilität 

europaweiter Dienste sowie die durchgehende Konnektivität fördern;

c) gestrichen

d) untereinander sowie mit der Kommission und der GERT […] zusammenarbeiten, um die 

Entwicklung einer einheitlichen Regulierungspraxis und die einheitliche Anwendung dieser 

Richtlinie und der Einzelrichtlinien sicherzustellen.

4. Die nationalen Regulierungsbehörden fördern die Interessen der Bürger der Europäischen 

Union, indem sie unter anderem

a) sicherstellen, dass alle Bürger gemäß der Richtlinie 2002/22/EG (Universaldienstrichtlinie) 

Zugang zum Universaldienst erhalten;

b) einen weit gehenden Verbraucherschutz in den Beziehungen zwischen Kunden und Anbietern 

gewährleisten, insbesondere durch einfache, kostengünstige Verfahren zur Beilegung von 

Streitigkeiten; diese Verfahren werden von einer von den Betroffenen unabhängigen Stelle 

durchgeführt;

c) dazu beitragen, dass ein hohes Datenschutzniveau gewährleistet wird;

d) für die Bereitstellung klarer Informationen sorgen, indem sie insbesondere transparente Tarife 

und Bedingungen für die Nutzung öffentlich zugänglicher elektronischer Kommunikations-

dienste fordern;

e) die Bedürfnisse bestimmter gesellschaftlicher Nutzergruppen, insbesondere von Behinderten, 

älteren Menschen und Personen mit besonderen sozialen Bedürfnissen, berücksichtigen; 

[...]
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f) sicherstellen, dass die Integrität und Sicherheit der öffentlichen Kommunikationsnetze 

gewährleistet sind;

g) gestrichen.

4a. Die nationalen Regulierungsbehörden wenden bei der Verfolgung der in den Absätzen 2, 

3 und 4 festgelegten politischen Zielsetzungen objektive, transparente, nicht diskriminierende 

und verhältnismäßige Regulierungsgrundsätze an, indem sie unter anderem

a) die Vorhersehbarkeit der Regulierung fördern;

b) gewährleisten, dass Anbieter elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste unter 

vergleichbaren Umständen keine diskriminierende Behandlung erfahren;

c) den Wettbewerb zum Nutzen der Verbraucher schützen und gegebenenfalls den 

Wettbewerb im Bereich Infrastruktur fördern;

d) effiziente Investitionen und Innovationen im Bereich neuer und verbesserter 

Infrastrukturen fördern;10

e) die vielfältigen Bedingungen im Zusammenhang mit Wettbewerb und Verbrauchern, 

die in den verschiedenen geografischen Gebieten innerhalb der Mitgliedstaaten 

herrschen, gebührend berücksichtigen;

f) ordnungspolitische Vorabverpflichtungen nur dann auferlegen, wenn es keinen 

wirksamen und nachhaltigen Wettbewerb gibt, und diese Verpflichtungen lockern oder 

aufheben, sobald dieser gegeben ist.

  
10 CZ, ES und DE: Vorbehalt zu Buchstabe d.
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Artikel 8a

Strategische Planung und Koordinierung der Funkfrequenzpolitik 

in der Europäischen Union 11

1. Die Mitgliedstaaten arbeiten untereinander und mit der Kommission bei der 
strategischen Planung, Koordinierung und Harmonisierung der Funkfrequenznutzung in der 
Europäischen Union zusammen. Hierfür berücksichtigten sie unter anderem in Zusammen-
hang mit den Politikbereichen der EU stehende wirtschaftliche, sicherheitstechnische, 
gesundheitliche, kulturelle, wissenschaftliche, soziale und technische Aspekte sowie Aspekte 
des öffentlichen Interesses und der freien Meinungsäußerung wie auch die verschiedenen 
Interessen der Nutzerkreise von Funkfrequenzen mit dem Ziel, die Nutzung der Frequenzen 
zu optimieren und funktechnische Störungen zu vermeiden.

2. Gestrichen.

3. Die Mitgliedstaaten fördern die Koordinierung der Konzepte im Bereich der Funk-
frequenzpolitik in der Europäischen Union und gegebenenfalls harmonisierte Bedingungen 
hinsichtlich der Verfügbarkeit und effizienten Nutzung der Frequenzen, die für die 
Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarkts […] für elektronische Kommunikation 
erforderlich sind.

4. Die Mitgliedstaaten fördern die wirksame Koordinierung der Interessen der 
Europäischen Union in internationalen Organisationen, die für Funkfrequenzangelegenheiten
zuständig sind. Wenn es zur Förderung dieser wirksamen Koordinierung erforderlich ist, 
kann die Kommission unter weitestgehender Berücksichtigung der Stellungnahme der 
Gruppe für Funkfrequenzpolitik (RSPG) dem Europäischen Parlament und dem Rat 
gemeinsame politische Zielsetzungen vorschlagen.

5. Die Kommission kann unter weitestgehender Berücksichtigung der Stellungnahme der 
RSPG Legislativvorschläge zur Aufstellung mehrjähriger Programme im Bereich der 
Funkfrequenzpolitik vorlegen. 

  
11 FI: Vorbehalt zu Artikel 8a.
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Artikel 912

Verwaltung der Funkfrequenzen für die elektronischen Kommunikationsdienste

1. Die Mitgliedstaaten sorgen für die effiziente Verwaltung der Funkfrequenzen für 
elektronische Kommunikationsdienste in ihrem Hoheitsgebiet im Einklang mit Artikel 8, wobei 
gebührend zu berücksichtigen ist, dass die Funkfrequenzen ein öffentliches Gut von hohem 
gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Wert sind. Sie gewährleisten, dass die 
Zuteilung […] von Funkfrequenzen für elektronische Kommunikationsdienste und […] die 
Erteilung von Allgemeingenehmigungen oder individuellen Nutzungsrechten durch die 
zuständigen nationalen […] Behörden auf objektiven, transparenten, nichtdiskriminierenden und 
angemessenen Kriterien beruhen. Sie halten dabei die einschlägigen internationalen 
Übereinkünfte ein und können öffentliche Belange berücksichtigen.

2. Die Mitgliedstaaten fördern die Harmonisierung der Nutzung der Funkfrequenzen in der 
Gemeinschaft, um deren effektiven und effizienten Einsatz zu gewährleisten und um Vorteile für 
die Verbraucher, wie etwa größenbedingte Kostenvorteile und Interoperabilität der Dienste, 
zu erzielen. Dabei handeln sie im Einklang mit der Entscheidung Nr. 2002/676/EG 
(Frequenzentscheidung).

(16) Funkfrequenzen sind als knappe öffentliche Ressource anzusehen, die einen bedeutenden 
Wert für die Gesellschaft und den Markt hat. Es liegt im öffentlichen Interesse, dass die 
Frequenzen aus wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und ökologischer Sicht" und unter 
Berücksichtigung der Ziele der kulturellen Vielfalt und des Medienpluralismus der so 
effizient und wirksam wie möglich verwaltet und Hindernisse für ihre effiziente Nutzung 
schrittweise beseitigt werden.

(16a) Bevor eine spezielle Harmonisierungsmaßnahme nach der Entscheidung 
Nr. 676/2002/EG vorgeschlagen wird, sollten von der Kommission Folgenabschätzungen 
vorgenommen werden, in denen Kosten und Nutzen der vorgeschlagenen Maßnahmen 
wie etwa Vorteile für die Verbraucher in Form von größenbedingten Kostenvorteilen und 
Interoperabilität der Dienste, Auswirkungen auf die Effizienz der Frequenznutzung oder 
die Nachfrage nach harmonisierter Nutzung in den unterschiedlichen Regionen der 
Europäischen Union zu berücksichtigen sind.

(16aa) Auch wenn die Verwaltung der Frequenzen weiterhin in die Zuständigkeit der Mitglied-
staaten fällt, kann […] die Koordinierung und – gegebenenfalls – Harmonisierung auf 
Gemeinschaftsebene […] dazu beitragen, dass Frequenznutzer umfassend vom 
Binnenmarkt profitieren und dass die Interessen der Europäischen Union weltweit 
wirksam geschützt werden können.

  
12 UK und SE: Vorbehalt zu diesem Artikel und zu den dazugehörigen Erwägungsgründen.
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(16b) Die Bestimmungen dieser Richtlinie über die Funkfrequenzverwaltung sollten mit der 
Arbeit internationaler und regionaler Organisationen im Einklang stehen, die sich mit 
der Funkfrequenzverwaltung befassen, wie etwa der Internationalen Fernmeldeunion 
(ITU) und der Europäischen Konferenz der Verwaltungen für Post- und Fernmeldewesen 
(CEPT), damit eine effiziente Verwaltung und eine Harmonisierung der Nutzung der 
Funkfrequenzen in der gesamten Gemeinschaft und weltweit sichergestellt wird.

(18) Das derzeitige System der Frequenzverwaltung und –verteilung gründet sich im 
Allgemeinen auf Verwaltungsentscheidungen, die – gemessen an der technischen und 
wirtschaftlichen Entwicklung – nicht ausreichend flexibel sind, besonders angesichts der
schnellen Entwicklung der Funktechnologie und der steigenden Bandbreitennachfrage. Die 
übermäßige Uneinheitlichkeit der einzelstaatlichen politischen Maßnahmen führt zu 
höheren Kosten und dem Verlust von Marktchancen für Frequenznutzer und verlangsamt 
das Innovationstempo zuungunsten des Binnenmarkts, der Verbraucher und der Volkswirt-
schaften insgesamt. Außerdem können sich die Bedingungen für den Zugang zu Funk-
frequenzen und für ihre Nutzung je nach Art des Betreibers unterscheiden, wohingegen die 
von diesen Betreibern erbrachten elektronischen Dienste sich zunehmend überschneiden, 
was zu Spannungen zwischen Rechteinhabern, unterschiedlichen Kosten für den Frequenz-
zugang und möglichen Verzerrungen im Binnenmarkt führt.

(19) Nationale Grenzen verlieren für eine optimale Nutzung von Funkfrequenzen zunehmend an 
Bedeutung. Durch die uneinheitliche Verwaltung des Zugangs zu Frequenzrechten werden 
Investitionen und Innovationen beschränkt und es wird den Betreibern und Geräte-
herstellern nicht ermöglicht, Größenvorteile zu verwirklichen, was den Aufbau eines 
Binnenmarkts für Netze und Dienste für die elektronische Kommunikation unter Nutzung 
von Funkfrequenzen behindert.

3. […] Soweit in Unterabsatz 2 nichts anderes vorgesehen ist, stellen die Mitgliedstaaten 

sicher, dass alle Arten der für elektronische Kommunikationsdienste eingesetzten 

Technologien in den Funkfrequenzbändern genutzt werden können, die für elektronische 

Kommunikationsdienste gemäß ihrem nationalen Frequenzvergabeplan und der ITU-

Vollzugsordnung für den Funkdienst zur Verfügung stehen.

Die Mitgliedstaaten können jedoch verhältnismäßige und nichtdiskriminierende 

Beschränkungen in Bezug auf die für elektronische Kommunikationsdienste verwendeten 

Arten von Technologien vorsehen, wenn dies aus folgenden Gründen erforderlich ist: 

a) Vermeidung funktechnischer Störungen,

b) Schutz der Bevölkerung vor Gesundheitsschäden durch elektromagnetische Felder,
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ba) Gewährleistung der technischen Qualität der Dienste,

c) Gewährleistung der größtmöglichen gemeinsamen Nutzung der Funkfrequenzen […],

ca) Gewährleistung der effizienten Nutzung der Funkfrequenzen oder

d) Verwirklichung eines Ziels von allgemeinem Interesse gemäß Absatz 4.

(20) Die Flexibilität der Frequenzverwaltung und des Zugangs zu Frequenzen sollte durch 
technologie- und diensteneutrale Genehmigungen erhöht werden, damit die Frequenznutzer 
die besten Technologien und Dienste auswählen können, die in den Frequenzbändern 
genutzt werden sollen, die für elektronische Kommunikationsdienste nach den nationalen 
Frequenzvergabeplänen und der ITU-Vollzugsordnung für den Funkdienst zur 
Verfügung stehen (nachstehend "Grundsätze der Technologie- und Dienstneutralität" 
genannt). Die verwaltungsmäßige Festlegung von Technologien und Diensten sollte […] 
vorgenommen werden, wenn Ziele von allgemeinem Interesse in Frage stehen, und klar 
begründet sowie Gegenstand einer regelmäßigen Überprüfung sein.

(21) […] Beschränkungen des Grundsatzes der Technologieneutralität sollten […] angemessen
und durch die Notwendigkeit einer Vermeidung funktechnischer Störungen begründet sein, 
beispielsweise durch Auferlegung von Frequenzmasken und Leistungspegeln, […] zum 
Schutz der Gesundheit durch Begrenzung der Exposition der Bevölkerung gegenüber 
elektromagnetischen Feldern, zur Gewährleistung des reibungslosen Funktionierens der 
Dienste durch eine angemessene technische Qualität der Dienste, zur Gewährleistung 
einer angemessenen gemeinsamen Nutzung von Frequenzen, insbesondere dort, wo die 
Nutzung nur einer Allgemeingenehmigung unterliegt, zur Gewährleistung der effizienten 
Nutzung von Funkfrequenzen […] oder um einem Ziel von allgemeinem Interesse im 
Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht zu entsprechen.

4. […] Soweit in Unterabsatz 2 nichts anderes vorgesehen ist, stellen die Mitgliedstaaten 

sicher, dass alle Arten von elektronischen Kommunikationsdiensten in den Funkfrequenz-

bändern bereitgestellt werden können, die für elektronische Kommunikationsdienste gemäß 

ihrem nationalen Frequenzvergabeplan und der ITU-Vollzugsordnung für den Funkdienst 

zur Verfügung stehen.

Die Mitgliedstaaten können jedoch verhältnismäßige und nichtdiskriminierende Beschrän-

kungen für die Bereitstellung bestimmter Arten von elektronischen Kommunikationsdiensten 

vorsehen.
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Maßnahmen, aufgrund deren elektronische Kommunikationsdienste in bestimmten, für 

elektronische Kommunikationsdienste zur Verfügung stehenden Frequenzbändern 

bereitzustellen sind, müssen dadurch gerechtfertigt sein, dass sie einem im allgemeinen 

Interesse liegenden Ziel dienen, das die Mitgliedstaaten im Einklang mit dem 

Gemeinschaftsrecht festgelegt haben, beispielsweise – unter anderem –

a) dem Schutz des menschlichen Lebens,

b) der Stärkung des sozialen, regionalen oder territorialen Zusammenhalts,

c) der Vermeidung einer ineffizienten Nutzung der Funkfrequenzen oder

d) der Förderung der kulturellen und sprachlichen Vielfalt sowie des Medienpluralismus, 

beispielsweise durch die Erbringung von Ton- und Fernsehfunkdiensten.

Eine Maßnahme, die in einem bestimmten Frequenzband die Bereitstellung aller anderen 

elektronischen Kommunikationsdienste untersagt, ist nur zulässig, wenn dadurch Dienste, 

von denen Menschenleben abhängen, geschützt werden sollen. Die Mitgliedstaaten können 

diese Maßnahmen auch erweitern, um anderen Zielen von allgemeinem Interesse zu 

entsprechen. 

(22) Frequenznutzer sollten vorbehaltlich Übergangsmaßnahmen, mit denen zuvor erworbenen 
Rechten Rechnung getragen wird, auch in der Lage sein, die Dienste frei zu wählen, die sie 
im Frequenzspektrum anbieten wollen. Ausnahmen vom Grundsatz der Dienstneutralität, bei 
denen die Erbringung eines bestimmten Dienstes erforderlich ist, um eindeutig festgelegte 
Ziele von allgemeinem Interesse zu erreichen, bei denen es beispielsweise um die Sicherheit 
menschlichen Lebens, die notwendige Förderung des sozialen, regionalen und territorialen 
Zusammenhalts oder die Vermeidung einer ineffizienten Frequenznutzung geht, sollten 
zulässig sein, wo dies notwendig und angemessen ist. Zu solchen Zielen sollte auch die 
Förderung der kulturellen und sprachlichen Vielfalt sowie des Medienpluralismus […] 
gehören, wie sie von den Mitgliedstaaten im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht 
festgelegt worden ist […]. Sofern es nicht zum Schutz menschlichen Lebens oder zur 
Verwirklichung anderer Ziele von allgemeinem Interesse notwendig ist, sollten 
Ausnahmen nicht zur ausschließlichen Nutzung durch bestimmte Dienste führen, sondern 
Vorrang gewähren, so dass andere Dienste oder Technologien in demselben Frequenzband 
so weit wie möglich koexistieren können. [...] 

(23) Es liegt in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, Umfang und Art etwaiger Ausnahmen 
bezüglich der Förderung der kulturellen und sprachlichen Vielfalt sowie des 
Medienpluralismus […] festzulegen.
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5. Die Mitgliedstaaten überprüfen regelmäßig, inwieweit die in den Absätzen 3 und 4 
genannten Beschränkungen und Maßnahmen notwendig sind, und veröffentlichen die 
Ergebnisse dieser Überprüfungen.

(24) Da die Zuweisung von Frequenzen für bestimmte Technologien oder Dienste eine 
Abweichung von den Grundsätzen der Technologie- und Dienstneutralität darstellt und die 
Wahlfreiheit hinsichtlich des anzubietenden Dienstes oder der einzusetzenden Technologie 
beschränkt, sollte jeder Vorschlag für eine solche Zuweisung transparent und Gegenstand 
einer öffentlichen Konsultation sein.

6. Die Absätze 3 und 4 gelten für Funkfrequenzen für elektronische Kommunikations-
dienste sowie für Allgemeingenehmigungen und individuelle Nutzungsrechte für 
Funkfrequenzen, die nach dem [abhängig vom Zeitpunkt der Umsetzung] zugeteilt bzw. 
gewährt werden.

Für Funkfrequenzzuteilungen, Allgemeingenehmigungen und individuelle Nutzungsrechte, 
die am [abhängig vom Zeitpunkt der Umsetzung] existierten, gilt Artikel 9a.

7. Unbeschadet der Einzelrichtlinien können die Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung 
der relevanten innerstaatlichen Gegebenheiten Vorschriften erlassen, um dem Horten von 
Funkfrequenzen vorzubeugen, in dem sie insbesondere strenge Fristen für die tatsächliche 
Wahrnehmung der Nutzungsrechte durch den Rechteinhaber vorgeben und für den Fall der 
Nichteinhaltung der Fristen Sanktionen – einschließlich Geldstrafen und Geldbußen oder 
Entzug der Nutzungsrechte – verhängen. Bei Erlass und Anwendung dieser Vorschriften ist 
verhältnismäßig, nichtdiskriminierend und transparent vorzugehen.

Artikel 9a

Überprüfung der Beschränkungen bestehender Rechte

1. Während eines Zeitraums von fünf Jahren ab dem [abhängig vom Zeitpunkt der 

Umsetzung] können die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass die Inhaber von Frequenz-

nutzungsrechten, die vor diesem Datum gewährt wurden und nach diesem Zeitpunkt für 

einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren ihre Gültigkeit behalten, bei der zuständigen 

nationalen Behörde einen Antrag auf Überprüfung der Beschränkungen ihrer Rechte gemäß 

Artikel 9 Absätze 3 und 4 stellen können.
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Bevor die zuständige nationale Regulierungsbehörde eine Entscheidung trifft, unterrichtet sie 
den Inhaber der Rechte über die von ihr durchgeführte Überprüfung der Beschränkungen –
unter Angabe des Umfangs des Rechts nach der Überprüfung – und gewährt ihm eine 
angemessene Frist, um seinen Antrag gegebenenfalls zurückzuziehen. 

Zieht der Inhaber der Rechte seinen Antrag zurück, bleibt das Recht bis zum Ablauf seiner 
Geltungsdauer, längstens jedoch bis zum Ablauf des Fünfjahreszeitraums, unverändert, 
wobei der jeweils frühere Zeitpunkt maßgebend ist.

2. Gestrichen.

3. Nach Ablauf des in Absatz 1 genannten Fünfjahreszeitraums ergreifen die Mitglied-
staaten geeignete Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Artikel 9 Absätze 3 und 4 für alle 
verbleibenden Allgemeingenehmigungen/individuellen Nutzungsrechte und Funkfrequenz-
zuteilungen für elektronische Kommunikationsdienste gilt, die am [abhängig vom Zeitpunkt 
der Umsetzung] existierten.

4. Im Rahmen der Anwendung dieses Artikels ergreifen die Mitgliedstaaten die 
erforderlichen Maßnahmen zur Förderung eines lauteren Wettbewerbs.

5. Maßnahmen, die nach diesem Artikel erlassen werden, stellen keine Gewährung neuer 
Nutzungsrechte dar und unterliegen daher nicht den einschlägigen Bestimmungen des 
Artikels 5 Absatz 2 der Richtlinie 2002/20/EG (Genehmigungsrichtlinie).

(28) Bei der Einführung der Technologie- und Dienstneutralität und des Handels für bestehende 
Frequenznutzungsrechte könnten Übergangsregeln erforderlich werden, einschließlich 
Maßnahmen zur Gewährleistung eines lauteren Wettbewerbs, da das neue System bestimmte 
Frequenznutzer dazu berechtigen könnte, mit Frequenznutzern in Wettbewerb zu treten, die 
ihre Frequenzrechte zu ungünstigeren Bedingungen erworben haben. [...]

Artikel 9b

Übertragung oder Vermietung individueller Rechte zur Nutzung von Funkfrequenzen

1. Die Mitgliedstaaten können [...] vorsehen, dass Unternehmen gemäß den nationalen 

Verfahren individuelle Frequenznutzungsrechte an andere Unternehmen übertragen oder 

vermieten können.
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Die mit individuellen Frequenznutzungsrechten verknüpften Bedingungen gelten nach der 
Übertragung oder Vermietung weiter, sofern die zuständige nationale Behörde nichts anderes 
angegeben hat. 

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Absicht eines Unternehmens, Frequenz-
nutzungsrechte zu übertragen, sowie die tatsächliche Übertragung gemäß den nationalen 
Verfahren der für die Gewährung individueller Nutzungsrechte zuständigen nationalen 
Behörde mitgeteilt wird und dass dies öffentlich bekannt gegeben wird. Soweit die 
Funkfrequenznutzung durch die Anwendung der "Frequenzentscheidung" oder sonstiger 
Gemeinschaftsmaßnahmen harmonisiert wurde, muss eine solche Übertragung im Einklang 
mit der harmonisierten Nutzung stattfinden. 13

(25) Im Interesse der Flexibilität und Effizienz sollten nationale Regulierungsbehörden es [...]
den Frequenznutzern [...] erlauben können, ihre Nutzungsrechte uneingeschränkt an Dritte 
zu übertragen oder zu vermieten, was die Bewertung der Frequenzen durch den Markt 
ermöglichen würde. Angesichts ihrer Befugnisse zur Gewährleistung einer wirksamen 
Nutzung der Frequenzen sollten die nationalen Regulierungsbehörden Maßnahmen 
ergreifen um sicherzustellen, dass der Handel nicht zu einer Wettbewerbsverfälschung führt, 
bei der Frequenzen ungenutzt bleiben.

Artikel 9c 
Harmonisierungsmaßnahmen für die Verwaltung der Funkfrequenzen 

Gestrichen. 

Erwägungsgrund 26 wird gestrichen.

Erwägungsgrund 27 wird gestrichen.

Artikel 10
Vergabe von Nummern, Namen und Adressen

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen Regulierungsbehörden die […] 
Erteilung von Nutzungsrechten für alle nationalen Nummerierungsressourcen und die 
Verwaltung der nationalen Nummerierungspläne kontrollieren. Die Mitgliedstaaten sorgen für die 
Bereitstellung adäquater Nummern und Nummerierungsbereiche für alle öffentlich zugänglichen 
elektronischen Kommunikationsdienste. Die nationalen Regulierungsbehörden legen objektive, 
transparente und nichtdiskriminierende Verfahren für die […] Erteilung von Nutzungsrechten für 
die nationalen Nummerierungsressourcen fest.

  
13 UK: Vorbehalt zu Absatz 2.
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2. Die nationalen Regulierungsbehörden sorgen dafür, dass nationale Nummerierungspläne und 

-verfahren so angewandt werden, dass die Gleichbehandlung aller Erbringer öffentlich zugänglicher 

elektronischer Kommunikationsdienste gewährleistet ist. Die Mitgliedstaaten stellen insbesondere 

sicher, dass ein Unternehmen, dem das Nutzungsrecht für einen Nummernbereich […] erteilt

wurde, sich gegenüber anderen Anbietern elektronischer Kommunikationsdienste hinsichtlich der 

Nummernfolgen für den Zugang zu ihren Diensten nicht diskriminierend verhält.

3. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen Nummerierungspläne und alle 

nachträglichen Erweiterungen oder Änderungen veröffentlicht werden, wobei Ausnahmen nur im 

Falle von Verpflichtungen aus Gründen der Staatssicherheit möglich sind.

4. Die Mitgliedstaaten fördern die Harmonisierung […] bestimmter Nummern oder 

Nummernbereiche in der Gemeinschaft, wo diese sowohl das Funktionieren des Binnenmarktes 

[…] als auch die Entwicklung europaweiter Dienste fördert. Die Kommission kann in diesem 

Zusammenhang geeignete technische Durchführungsmaßnahmen ergreifen […].

Diese Maßnahmen, durch die nicht wesentliche Bestimmungen dieser Richtlinie durch 

Ergänzung geändert werden, werden nach dem Regelungsverfahren mit Kontrolle gemäß 

Artikel 22 Absatz 3 erlassen.

5. Soweit es zur Sicherstellung der vollen globalen Interoperabilität der Dienste angebracht ist, 

koordinieren die Mitgliedstaaten ihre Standpunkte in internationalen Organisationen und Gremien, 

in denen Beschlüsse über Aspekte der Vergabe von Nummern, Namen und Adressen in 

elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten gefasst werden.

(29) Zur Förderung des Funktionierens des Binnenmarkts und zur Unterstützung der 
Entwicklung grenzübergreifender Dienste sollte die Kommission die Befugnis erhalten, 
technische Durchführungsmaßnahmen im Bereich der Nummernvergabe zu erlassen. [...]

Artikel 11

Wegerechte

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die zuständige Behörde
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- bei der Prüfung eines Antrags auf Erteilung von Rechten für die Installation von 

Einrichtungen auf, über oder unter öffentlichem oder privatem Grundbesitz an ein 

Unternehmen, das für die Bereitstellung öffentlicher Kommunikationsnetze zugelassen ist, 

oder

- bei der Prüfung eines Antrags auf Erteilung von Rechten für die Installation von 

Einrichtungen auf, über oder unter öffentlichem Grundbesitz an ein Unternehmen, das für die 

Bereitstellung von nicht-öffentlichen elektronischen Kommunikationsnetzen zugelassen ist,

wie folgt verfährt:

- Sie handelt auf der Grundlage effizienter, transparenter und öffentlich zugänglicher 

Verfahren, die nichtdiskriminierend und unverzüglich angewendet werden, und entscheidet 

in jedem Fall – außer in Enteignungsfällen – innerhalb von sechs Monaten nach der 

Antragstellung und

- sie befolgt die Grundsätze der Transparenz und der Nichtdiskriminierung, wenn sie die 

betreffenden Rechte an Bedingungen knüpft.

Die vorstehend genannten Verfahren können je nachdem, ob der Antragsteller öffentliche 

Kommunikationsnetze bereitstellt oder nicht, unterschiedlich sein.

(30) Genehmigungen, die Unternehmen, die elektronische Kommunikationsnetze und -dienste 
bereitstellen, den Zugang zu öffentlichen oder privaten Grundstücken ermöglichen, sind für 
die Einrichtung neuer elektronischer Kommunikationsnetze oder neuer Netzbestandteile 
wesentliche Faktoren. Unnötige Komplikationen und Verzögerungen bei den Verfahren zur 
Gewährung von Wegerechten können daher den Ausbau des Wettbewerbs stark behindern.
Der Erwerb von Wegerechten durch zugelassene Unternehmen sollte deshalb vereinfacht 
werden. Nationale Regulierungsbehörden sollten in der Lage sein, den Erwerb von 
Wegerechten zu koordinieren, und einschlägige Informationen dazu auf ihren Webseiten 
zugänglich machen.

2. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass bei öffentlichen Behörden oder Gebietskörperschaften, 

die an Betreibern öffentlicher elektronischer Kommunikationsnetze und/oder öffentlich zugäng-

licher elektronischer Kommunikationsdienste beteiligt sind oder diese kontrollieren, eine 

tatsächliche strukturelle Trennung zwischen der für die Erteilung der in Absatz 1 genannten Rechte 

zuständigen Stelle und den Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Eigentum oder der Kontrolle 

besteht.
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3. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass es wirksame Verfahren gibt, die es Unternehmen 

erlauben, gegen Entscheidungen über die Erteilung von Rechten für die Installation von 

Einrichtungen Beschwerde bei einer von den beteiligten Parteien unabhängigen Stelle einzulegen.

Artikel 12

Gemeinsame Unterbringung und […] gemeinsame Nutzung von Netzbestandteilen und 

zugehörigen Einrichtungen durch Betreiber elektronischer Kommunikationsnetze

1. Darf ein Unternehmen, das elektronische Kommunikationsnetze bereitstellt, nach nationalem 

Recht Einrichtungen auf, über oder unter öffentlichen oder privaten Grundstücken installieren oder 

kann es ein Verfahren zur Enteignung oder Nutzung von Grundstücken in Anspruch nehmen, so 

kann die nationale Regulierungsbehörde die gemeinsame Nutzung dieser Einrichtungen oder 

Grundstücke vorschreiben, wozu unter anderem Gebäude oder Gebäudezugänge, Masten, 

Antennen, Türme und andere Trägerstrukturen, Leitungsrohre, Leerrohre, Einstiegs-

schächte, Verteilerkästen sowie nicht aktive Netzbestandteile gehören.

2. […] Die Mitgliedstaaten können den Inhabern der in Absatz 1 genannten Rechte die 

gemeinsame Nutzung von Einrichtungen oder Grundstücken (einschließlich physischer 

gemeinsamer Unterbringung) oder das Ergreifen von Maßnahmen zur Erleichterung der 

Koordinierung öffentlicher Bauarbeiten aus Gründen des Umweltschutzes, der öffentlichen 

Gesundheit und Sicherheit oder der Städteplanung und Raumordnung erst nach einer öffentlichen 

Konsultation von angemessener Dauer vorschreiben, bei der alle interessierten Kreise Gelegenheit 

zur Meinungsäußerung erhalten müssen. Solche Anordnungen können Regeln für die Umlegung 

der Kosten bei gemeinsamer Nutzung von Einrichtungen oder Grundbesitz enthalten.

2a. Die Mitgliedstaaten können gegebenenfalls dafür sorgen, dass Unternehmen auf 

Verlangen der zuständigen Behörden die erforderlichen Informationen liefern, damit diese 

Behörden in Zusammenarbeit mit den nationalen Regulierungsbehörden ein detailliertes 

Verzeichnis der Art, Verfügbarkeit und geographischen Lage der in Absatz 1 genannten 

Einrichtungen erstellen und interessierten Kreisen zur Verfügung stellen können.

3. Die von einer nationalen Regulierungsbehörde gemäß Absatz 1 getroffenen Maßnahmen 

müssen objektiv, transparent, nichtdiskriminierend und verhältnismäßig sein.
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(31) Es ist notwendig, die Befugnisse der Mitgliedstaaten gegenüber den Inhabern von Wege-
rechten zu stärken, um die Einführung oder Inbetriebnahme neuer Netze fair, effizient und
auf ökologisch verantwortliche Weise sowie unabhängig von der etwaigen Verpflichtung 
eines Betreibers mit beträchtlicher Marktmacht, Zugang zu seinem elektronischen 
Kommunikationsnetz zu gewähren, sicherzustellen. Die Verbesserung der gemeinsamen 
Nutzung von Einrichtungen kann den Wettbewerb maßgeblich stärken und die 
finanziellen und umweltbezogenen Gesamtkosten des Aufbaus der Infrastruktur für die 
elektronische Kommunikation für Unternehmen senken, vor allem in Bezug auf den 
Aufbau neuer […] Zugangsnetze. Die nationalen Regulierungsbehörden sollten 
ermächtigt werden, den Inhabern des Rechts, Einrichtungen auf, über oder unter 
öffentlichen oder privaten Grundstücken zu installieren, im Anschluss an eine öffentliche 
Konsultation von angemessener Dauer, bei der alle interessierten Kreise Gelegenheit zur 
Meinungsäußerung erhalten müssen, die gemeinsame Nutzung solcher Einrichtungen 
oder Grundstücke (einschließlich physischer Kollokation) vorzuschreiben, um effiziente 
Infrastrukturinvestitionen und Innovationen zu fördern. Solche Anordnungen können 
Regeln für die Umlegung der Kosten bei gemeinsamer Nutzung von Einrichtungen oder 
Grundstücken enthalten und müssen eine angemessene Risikovergütung zwischen den 
betroffenen Unternehmen gewährleisten. Nationale Regulierungsbehörden sollten 
insbesondere in der Lage sein, die gemeinsame Nutzung von Netzbestandteilen und 
zugehörigen Einrichtungen wie Leitungsrohren, Leerrohren, Masten, Einstiegsschächten, 
Verteilerkästen, Antennen, Türmen und anderen Trägerstrukturen, Gebäuden oder 
Gebäudezugängen und eine bessere Koordinierung von Bauarbeiten aufzuerlegen. […] Die 
zuständigen Behörden, insbesondere die Gebietskörperschaften, sollten ferner in 
Zusammenarbeit mit nationalen Regulierungsbehörden geeignete Koordinierungs-
verfahren hinsichtlich öffentlicher Bauarbeiten und auch hinsichtlich anderer geeigneter 
öffentlicher Einrichtungen oder Grundstücke einrichten, die auch Verfahren umfassen 
können, durch die sichergestellt wird, dass interessierte Kreise über geeignete öffentliche 
Einrichtungen oder Grundstücke und laufende oder geplante öffentliche Bauarbeiten 
unterrichtet werden, dass ihnen solche Arbeiten rechtzeitig mitgeteilt werden und dass die 
gemeinsame Nutzung möglichst weit gehend erleichtert wird.

Artikel 13
Getrennte Rechnungslegung und Finanzberichte

1. Die Mitgliedstaaten verpflichten Unternehmen, die öffentliche Kommunikationsnetze oder 

öffentlich zugängliche elektronische Kommunikationsdienste anbieten und in demselben oder 

einem anderen Mitgliedstaat besondere oder ausschließliche Rechte für die Erbringung von 

Diensten in anderen Sektoren besitzen,

a) über die Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Bereitstellung elektronischer Kommunika-
tionsnetze oder -dienste in dem Umfang getrennt Buch zu führen, der erforderlich wäre, wenn 
sie von rechtlich unabhängigen Unternehmen ausgeübt würden, so dass alle Kosten- und 
Einnahmenbestandteile dieser Tätigkeiten mit den entsprechenden Berechnungsgrundlagen 
und detaillierten Zurechnungsmethoden, einschließlich einer detaillierten Aufschlüsselung des 
Anlagevermögens und der strukturbedingten Kosten, offengelegt werden, oder
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b) die Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Bereitstellung elektronischer Kommunikations-

netze oder -dienste strukturell auszugliedern.

Die Mitgliedstaaten können beschließen, die Anforderungen von Unterabsatz 1 nicht auf Unter-

nehmen anzuwenden, deren Jahresumsatz aus der Bereitstellung elektronischer Kommunikations-

netze oder -dienste in dem Mitgliedstaat weniger als 50 Millionen EUR beträgt.

2. Unterliegen Unternehmen, die öffentliche Kommunikationsnetze oder öffentlich zugängliche 

elektronische Kommunikationsdienste anbieten, nicht den Anforderungen des Gesellschaftsrechts 

und erfüllen sie nicht die für kleine und mittlere Unternehmen geltenden Kriterien der gemein-

schaftsrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften, so werden ihre Finanzberichte einer unab-

hängigen Rechnungsprüfung unterzogen und veröffentlicht. Die Rechnungsprüfung erfolgt nach 

den einschlägigen Vorschriften der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten.

Dies gilt auch für die in Absatz 1 Buchstabe a geforderte getrennte Rechnungslegung.
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KAPITEL III A
SICHERHEIT UND INTEGRITÄT VON NETZEN UND DIENSTEN

Artikel 13a
Sicherheit und Integrität

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternehmen, die öffentliche Kommunikations-
netze oder öffentlich zugängliche elektronische Kommunikationsdienste bereitstellen, geeig-
nete technische und organisatorische Maßnahmen zur angemessenen Beherrschung der 
Risiken für die Sicherheit von Netzen und Diensten ergreifen. Diese Maßnahmen müssen 
unter Berücksichtigung des Standes der Technik ein Sicherheitsniveau gewährleisten, das 
angesichts des bestehenden Risikos angemessen ist. Insbesondere sind Maßnahmen zu 
ergreifen, um Auswirkungen von Sicherheitsverletzungen für Nutzer und zusammen-
geschaltete Netze zu vermeiden und so gering wie möglich zu halten. 

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternehmen, die öffentliche Kommunikations-
netze bereitstellen, alle geeigneten Maßnahmen ergreifen, um die Integrität ihrer Netze 
sicherzustellen, und dadurch die fortlaufende Verfügbarkeit der über diese Netze erbrachten 
Dienste gewährleisten.

3. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternehmen, die öffentliche Kommunikations-
netze oder öffentlich zugängliche elektronische Kommunikationsdienste bereitstellen, der 
zuständigen nationalen Regulierungsbehörde eine Verletzung der Sicherheit oder einen 
Verlust der Integrität mitteilen, die bzw. der beträchtliche Auswirkungen auf den Betrieb der 
Netze oder die Bereitstellung der Dienste hatte. 

Die betroffene nationale Regulierungsbehörde unterrichtet die nationalen Regulierungs-
behörden der anderen Mitgliedstaaten und die Europäische Agentur für Netz- und 
Informationssicherheit (ENISA), wenn andere Mitgliedstaaten betroffen sind bzw. sein 
könnten. Die betroffene nationale Regulierungsbehörde kann die Öffentlichkeit unterrichten 
oder die Unternehmen zu dieser Unterrichtung verpflichten, wenn sie zu dem Schluss gelangt, 
dass die die Bekanntgabe der Verletzung im öffentlichen Interesse liegt.

Einmal pro Jahr legt die betroffene nationale Regulierungsbehörde der Kommission und der 
ENISA einen zusammenfassenden Bericht über die eingegangenen Mitteilungen und die 
gemäß diesem Absatz ergriffenen Maßnahmen vor.
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4. Die Kommission kann geeignete technische Durchführungsmaßnahmen zur Harmoni-
sierung der in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Maßnahmen beschließen, einschließlich 
solcher Maßnahmen, mit denen Umstände, Form und Verfahren der vorgeschriebenen 
Mitteilungen festgelegt werden, wobei sie weitestgehend die Stellungnahme der ENISA 
berücksichtigt. Diese technischen Durchführungsmaßnahmen werden so weit wie möglich auf 
europäische und internationale Normen gestützt; durch diese Maßnahmen werden die 
Mitgliedstaaten nicht daran gehindert, zusätzliche Anforderungen festzulegen, mit denen die 
in den Absätzen 1 und 2 dargelegten Ziele erreicht werden sollen. 

Diese Durchführungsmaßnahmen, durch die nicht wesentliche Bestimmungen dieser 
Richtlinie durch Ergänzung geändert werden, werden gemäß dem Verfahren des Artikels 22 
Absatz 3 erlassen. [...]

(32) Die zuverlässige und sichere Kommunikation von Informationen über elektronische 
Kommunikationsnetze erlangt zunehmend zentrale Bedeutung für die Gesamtwirtschaft und 
die Gesellschaft im Allgemeinen. Die Systemkomplexität, technische Ausfälle, 
Bedienungsfehler, Unfälle und vorsätzliche Eingriffe können Auswirkungen auf die Funktion 
und die Verfügbarkeit der physischen Infrastruktur haben, die wichtige Dienste für die EU-
Bürger, einschließlich elektronischer Behördendienste, bereitstellt. Die nationalen 
Regulierungsbehörden sollten daher sicherstellen, dass Integrität und Sicherheit öffentlicher 
Kommunikationsnetze aufrechterhalten werden. Die ENISA […] sollte zu einem erhöhten 
Sicherheitsniveau der elektronischen Kommunikation beitragen, indem sie unter anderem 
Fachwissen und sachverständigen Rat bereitstellt sowie den Austausch vorbildlicher 
Praktiken fördert. Sowohl die ENISA […] als auch die nationalen Regulierungsbehörden 
sollten über die notwendigen Mittel verfügen, um ihre Aufgaben wahrnehmen zu können, 
einschließlich Befugnissen zur Erlangung ausreichender Informationen, damit sie in der 
Lage sind, das Sicherheitsniveau von Netzen und Diensten zu bewerten, sowie zur 
Erlangung vollständiger und verlässlicher Daten über Sicherheitsverletzungen, die sich 
maßgeblich auf den Betrieb von Netzen oder Diensten ausgewirkt haben. In Anbetracht der 
Tatsache, dass die erfolgreiche Anwendung angemessener Sicherheitsmaßnahmen keine 
einmalige Angelegenheit ist, sondern einen ständigen Prozess der Durchführung, 
Überprüfung und Aktualisierung darstellt, sollten die Betreiber elektronischer 
Kommunikationsnetze und –dienste verpflichtet sein, Maßnahmen zum Schutz ihrer 
Integrität und Sicherheit im Einklang mit der Risikobeurteilung zu treffen, wobei dem Stand 
der Technik solcher Maßnahmen Rechnung zu tragen ist.

(33) Wo es notwendig ist, gemeinsame Sicherheitsanforderungen zu vereinbaren, sollte die 
Kommission die Befugnis erhalten, technische Durchführungsmaßnahmen zu erlassen, um 
ein angemessenes Sicherheitsniveau elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste im 
Binnenmarkt zu erreichen. Die ENISA […] sollte zur Harmonisierung geeigneter 
technischer und organisatorischer Sicherheitsmaßnahmen beitragen, indem sie 
sachverständige Beratung leistet. Die nationalen Regulierungsbehörden sollten befugt sein, 
verbindliche Anweisungen hinsichtlich der technischen Durchführungsmaßnahmen zu 
erteilen, die gemäß der Rahmenrichtlinie erlassen wurden. Um ihre Aufgaben durchführen 
zu können, sollten sie die Befugnis haben, Ermittlungen vorzunehmen und bei Verstößen 
Sanktionen aufzuerlegen.
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Artikel 13b
Anwendung und Durchsetzung

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die zuständigen nationalen Regulierungs-

behörden zwecks Anwendung des Artikels 13a befugt sind, Unternehmen, die öffentliche 

Kommunikationsnetze oder öffentlich zugängliche elektronische Kommunikationsdienste 

bereitstellen, verbindliche Anweisungen zu erteilen.

2. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die zuständigen nationalen Regulierungs-

behörden befugt sind, Unternehmen, die öffentliche Kommunikationsnetze oder öffentlich 

zugängliche elektronische Kommunikationsdienste bereitstellen, vorzuschreiben, dass sie 

a) die zur Beurteilung der Sicherheit und Integrität ihrer Dienste und Netze erforderlichen 

Informationen, einschließlich der Unterlagen über ihre Sicherheitsmaßnahmen, 

übermitteln und

b) sich einer Sicherheitsüberprüfung unterziehen, die von einer qualifizierten 

unabhängigen Stelle oder einer zuständigen nationalen Behörde durchgeführt wird, und 

deren Ergebnisse der nationalen Regulierungsbehörde übermitteln. Die Kosten der 

Überprüfung trägt das betreffende Unternehmen.

3. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen Regulierungsbehörden über alle 

erforderlichen Befugnisse verfügen, um Verstöße zu untersuchen.

4. Diese Bestimmungen gelten unbeschadet des Artikels 3.
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KAPITEL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 14

Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht

1. Wenn die nationalen Regulierungsbehörden aufgrund der Einzelrichtlinien nach dem in 

Artikel 16 genannten Verfahren festzustellen haben, ob Betreiber über beträchtliche Marktmacht 

verfügen, gelten die Absätze 2 und 3 dieses Artikels.

2. Ein Unternehmen gilt als ein Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht, wenn es entweder 

allein oder gemeinsam mit anderen eine der Beherrschung gleichkommende Stellung einnimmt, 

d. h. eine wirtschaftlich starke Stellung, die es ihm gestattet, sich in beträchtlichem Umfang 

unabhängig von Wettbewerbern, Kunden und letztlich Verbrauchern zu verhalten.

Bei der Beurteilung der Frage, ob zwei oder mehr Unternehmen auf einem Markt gemeinsam eine 

beherrschende Stellung einnehmen, handeln die nationalen Regulierungsbehörden insbesondere im 

Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht und berücksichtigen dabei weitestgehend die von der 

Kommission nach Artikel 15 veröffentlichten "Leitlinien zur Marktanalyse und zur Bewertung 

beträchtlicher Marktmacht". Die bei dieser Beurteilung heranzuziehenden Kriterien sind in 

Anhang II dieser Richtlinie aufgeführt.

3. Verfügt ein Unternehmen auf einem bestimmten Markt über beträchtliche Marktmacht, so 

kann es auch auf einem benachbarten Markt als Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht 

angesehen werden, wenn die Verbindungen zwischen beiden Märkten es gestatten, diese von dem 

einen auf den anderen Markt zu übertragen und damit die gesamte Marktmacht des Unternehmens 

zu verstärken. Infolgedessen können auf dem betreffenden Gesamtmarkt Abhilfemaßnahmen 

nach den Artikeln 9, 10, 11 und 13 der Richtlinie 2002/19/EG (Zugangsrichtlinie)] getroffen 

werden, um die Übertragung dieser Marktmacht zu unterbinden; sollten sich diese 

Abhilfemaßnahmen als unzureichend erweisen, können Abhilfemaßnahmen nach Artikel 17 

der Richtlinie 2002/22/EG (Universaldienstrichtlinie) auferlegt werden.
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Erwägungsgrund 34 wird gestrichen.

Artikel 15
Verfahren für […] die Festlegung und Definition […] von Märkten

1. Nach Konsultation der Öffentlichkeit und der nationalen Regulierungsbehörden und unter 
weitestgehender Berücksichtigung der Stellungnahme der GERT […] verabschiedet die 
Kommission nach dem in Artikel 22 Absatz 2 genannten Verfahren eine Empfehlung betreffend 
relevante Produkt- und Dienstmärkte (nachstehend "Empfehlung" genannt). Darin werden 
diejenigen Märkte für elektronische Kommunikationsprodukte und -dienste festgelegt, deren 
Merkmale die Auferlegung von Verpflichtungen nach den Einzelrichtlinien rechtfertigen können, 
unbeschadet der Märkte, die in bestimmten Fällen nach dem Wettbewerbsrecht definiert werden 
können. Die Kommission definiert die Märkte im Einklang mit den Grundsätzen des 
Wettbewerbsrechts.

Die Empfehlung wird regelmäßig von der Kommission überprüft. 14

2. Die Kommission veröffentlicht spätestens zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie 
Leitlinien zur Marktanalyse und zur Bewertung beträchtlicher Marktmacht (nachstehend "Leit-
linien" genannt), die mit den Grundsätzen des Wettbewerbsrechts in Einklang stehen müssen.

3. Die nationalen Regulierungsbehörden definieren relevante Märkte entsprechend den 
nationalen Gegebenheiten – insbesondere relevante geografische Märkte innerhalb ihres Hoheits-
gebiets – im Einklang mit den Grundsätzen des Wettbewerbsrechts, wobei sie weitestgehend die 
Empfehlung und die Leitlinien berücksichtigen. Bevor sie Märkte definieren, die von den in der 
Empfehlung festgelegten abweichen, wenden die nationalen Regulierungsbehörden die in den 
Artikeln 6 und 7 genannten Verfahren an.

4. Nach Konsultation der nationalen Regulierungsbehörden kann die Kommission nach dem in 
Artikel 22 Absatz 2a genannten Verfahren eine Entscheidung zur Festlegung länderüber-
greifender Märkte erlassen, wobei sie weitestgehend die Stellungnahme der GERT 
berücksichtigt.

  
14 NL: Vorbehalt zu diesem Artikel.
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Artikel 16

Marktanalyseverfahren

1. […] Die nationalen Regulierungsbehörden führen eine Analyse der  relevanten Märkte durch, 

wobei sie den in der Empfehlung festgelegten Märkten Rechnung tragen und weitestgehend 

die Leitlinien berücksichtigen. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen Wettbewerbs-

behörden gegebenenfalls an dieser Analyse beteiligt werden.

2. Wenn eine nationale Regulierungsbehörde gemäß […] den Absätzen 3 oder 4, gemäß 

Artikel 17 der Richtlinie 2002/22/EG (Universaldienstrichtlinie) oder gemäß Artikel […] 8 der 

Richtlinie 2002/19/EG (Zugangsrichtlinie) feststellen muss, ob Verpflichtungen für Unternehmen 

aufzuerlegen, beizubehalten, zu ändern oder aufzuheben sind, ermittelt sie anhand der Marktanalyse 

gemäß Absatz 1, ob auf einem relevanten Markt wirksamer Wettbewerb herrscht.

3. Kommt eine nationale Regulierungsbehörde zu dem Schluss, dass dies der Fall ist, so erlegt 

sie weder eine der spezifischen Verpflichtungen nach Absatz 2 auf noch behält sie diese bei. Wenn 

bereits bereichsspezifische Verpflichtungen bestehen, werden sie für die Unternehmen auf diesem

relevanten Markt aufgehoben. Den betroffenen Parteien ist die Aufhebung der Verpflichtungen 

innerhalb einer angemessenen Frist im Voraus anzukündigen.

4. Stellt eine nationale Regulierungsbehörde fest, dass auf einem relevanten Markt kein 

wirksamer Wettbewerb herrscht, so ermittelt sie, welche Unternehmen allein oder gemeinsam mit 

anderen über […] beträchtliche Marktmacht auf diesem Markt gemäß Artikel 14 verfügen, und 

erlegt diesen Unternehmen geeignete spezifische Verpflichtungen nach Absatz 2 des vorliegenden 

Artikels auf bzw. ändert diese oder behält diese bei, wenn sie bereits bestehen.

5. Im Falle länderübergreifender Märkte, die in der Entscheidung nach Artikel 15 Absatz 4 

festgelegt wurden, führen die betreffenden nationalen Regulierungsbehörden gemeinsam die 

Marktanalyse unter weitestgehender Berücksichtigung der Leitlinien durch und stellen einvernehm-

lich fest, ob in Absatz 2 des vorliegenden Artikels vorgesehene spezifische Verpflichtungen aufzu-

erlegen, beizubehalten, zu ändern oder aufzuheben sind.

Erwägungsgrund 35 wird gestrichen.
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6. Für Maßnahmen, die gemäß den Absätzen 3 und 4 […] getroffen werden, gelten die in den 

Artikeln 6 und 7 genannten Verfahren. Die nationalen Regulierungsbehörden führen eine 

Analyse des relevanten Marktes durch und notifizieren den entsprechenden Maßnahmen-

entwurf gemäß Artikel 7

a) innerhalb von drei Jahren nach der Verabschiedung einer vorherigen Maßnahme im 
Zusammenhang mit diesem Markt. Diese Dreijahresfrist kann jedoch ausnahmsweise 
verlängert werden, wenn die nationale Regulierungsbehörde der Kommission einen mit 
Gründen versehenen Vorschlag zur Verlängerung gemeldet hat und die Kommission 
innerhalb eines Monats nach Meldung der Verlängerung keine Einwände erhoben hat;

b) bei Märkten, zu denen die Kommission keine vorherige Notifizierung erhalten hat, 
innerhalb von zwei Jahren nach der Verabschiedung einer Änderung der Empfehlung 
über relevante Märkte;

c) für neue Mitgliedstaaten der Europäischen Union innerhalb von zwei Jahren nach 
ihrem Beitritt.

7. Hat eine nationale Regulierungsbehörde die Analyse eines in der Empfehlung 

festgelegten relevanten Marktes nicht innerhalb der in Artikel 16 Absatz 6 festgelegten Frist 

abgeschlossen, so unterstützt die GERT die betreffende nationale Regulierungsbehörde auf 

deren Ersuchen bei der Fertigstellung der Analyse des betreffenden Marktes und der 

aufzuerlegenden spezifischen Verpflichtungen. Mit dieser Unterstützung notifiziert die 

betreffende nationale Regulierungsbehörde der Kommission den Maßnahmenentwurf 

innerhalb von sechs Monaten gemäß Artikel 7.

(36) Um den Marktbeteiligten Sicherheit hinsichtlich der Regulierungsbedingungen zu geben, ist 
eine Frist für Marktüberprüfungen nötig. Es ist wichtig, dass Marktanalysen regelmäßig und 
innerhalb einer zumutbaren und angemessenen Frist durchgeführt werden. Bei der Frist-
dauer sollte berücksichtigt werden, ob der betreffende Markt zuvor Gegenstand einer 
Marktanalyse war und ordnungsgemäß notifiziert wurde. Nimmt eine nationale 
Regulierungsbehörde eine Marktanalyse nicht innerhalb der Frist vor, kann dies den 
Binnenmarkt beeinträchtigen, und die üblichen Vertragsverletzungsverfahren könnten die 
gewünschte Wirkung nicht rechtzeitig entfalten. […] Alternativ sollte die betreffende 
nationale Regulierungsbehörde die Möglichkeit haben, die GERT um Unterstützung bei 
der Fertigstellung der Marktanalyse zu bitten. Für diese Unterstützung könnte 
beispielsweise eine spezielle Task Force eingerichtet werden, die sich aus Vertretern 
anderer nationaler Regulierungsbehörden zusammensetzt.
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Artikel 17

Normung

1. Die Kommission erstellt nach dem in Artikel 22 Absatz 2 genannten Verfahren ein 

Verzeichnis von Normen und/oder Spezifikationen, die als Grundlage für die Förderung der 

einheitlichen Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste sowie zugehöriger 

Einrichtungen und Dienste dienen, und veröffentlicht es im Amtsblatt der Europäischen Gemein-

schaften. Bei Bedarf kann die Kommission gemäß dem in Artikel 22 Absatz 2a genannten 

Verfahren und nach Anhörung des durch die Richtlinie 98/34/EG eingesetzten Ausschusses die 

Erstellung von Normen durch die europäischen Normungsorganisationen (Europäisches Komitee 

für Normung (CEN), Europäisches Komitee für elektronische Normung (Cenelec) und 

Europäisches Institut für Telekommunikationsnormen (ETSI) veranlassen.

2. Die Mitgliedstaaten fördern die Anwendung der Normen und/oder Spezifikationen gemäß 

Absatz 1 für die Bereitstellung von Diensten, technischen Schnittstellen und/oder Netzfunktionen, 

soweit dies unbedingt notwendig ist, um die Interoperabilität von Diensten zu gewährleisten und 

den Nutzern eine größere Auswahl zu bieten.

Solange derartige Normen und/oder Spezifikationen nicht gemäß Absatz 1 veröffentlicht sind, 

fördern die Mitgliedstaaten die Anwendung der von den europäischen Normungsorganisationen 

erstellten Normen.

Falls keine derartigen Normen bzw. Spezifikationen vorliegen, fördern die Mitgliedstaaten die 

Anwendung internationaler Normen oder Empfehlungen der Internationalen Fernmeldeunion (ITU), 

des Ausschusses für elektronische Kommunikation (ECC), der Internationalen Organisation für 

Normung (ISO) oder der Internationalen Elektrotechnischen Kommission (IEC).

Bestehen bereits internationale Normen, so rufen die Mitgliedstaaten die europäischen Normungs-

organisationen dazu auf, diese Normen bzw. deren einschlägige Bestandteile als Basis für die von 

ihnen entwickelten Normen zu verwenden, es sei denn, die internationalen Normen bzw. deren 

einschlägige Bestandteile sind ineffizient.
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3. Wurden die in Absatz 1 genannten Normen und/oder Spezifikationen nicht sachgerecht 
angewandt, so dass die Interoperabilität der Dienste in einem oder mehreren Mitgliedstaaten nicht 
gewährleistet ist, so kann die Anwendung dieser Normen und/oder Spezifikationen nach dem 
Verfahren in Absatz 4 verbindlich vorgeschrieben werden, soweit dies unbedingt notwendig ist, um 
die Interoperabilität zu gewährleisten und den Nutzern eine größere Auswahl zu bieten.

4. Beabsichtigt die Kommission, die Anwendung bestimmter Normen und/oder Spezifikationen 
verbindlich vorzuschreiben, so veröffentlicht sie eine Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften und fordert alle Beteiligten zur Stellungnahme auf. Sie ergreift 
geeignete Durchführungsmaßnahmen und schreibt die Anwendung der einschlägigen Normen 
[…] verbindlich vor, indem sie diese in dem im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
veröffentlichten Verzeichnis der Normen und/oder Spezifikationen als verbindlich kennzeichnet.

5. Ist die Kommission der Auffassung, dass die Normen und/oder Spezifikationen gemäß 
Absatz 1 nicht mehr zur Bereitstellung harmonisierter elektronischer Kommunikationsdienste 
beitragen oder dem Bedarf der Verbraucher nicht mehr entsprechen oder die technologische 
Weiterentwicklung behindern, so streicht sie diese gemäß dem in Artikel 22 Absatz 2a genannten 
Verfahren aus dem Verzeichnis der Normen und/oder Spezifikationen gemäß Absatz 1.

6. Ist die Kommission der Auffassung, dass die Normen und/oder Spezifikationen gemäß 
Absatz 4 nicht mehr zur Bereitstellung harmonisierter elektronischer Kommunikationsdienste 
beitragen oder dem Bedarf der Verbraucher nicht mehr entsprechen oder die technologische 
Weiterentwicklung behindern, so ergreift sie geeignete Durchführungsmaßnahmen und streicht 
[…] diese Normen und/oder Spezifikationen […] aus dem Verzeichnis der Normen und/oder 
Spezifikationen gemäß Absatz 1.

6a. Die in den Absätzen 4 und 6 genannten Durchführungsmaßnahmen, durch die nicht 
wesentliche Bestimmungen dieser Richtlinie durch Ergänzung geändert werden, werden 
gemäß dem in Artikel 22 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.

7. Dieser Artikel findet auf keine der wesentlichen Anforderungen, Schnittstellenspezifikationen 
oder harmonisierten Normen Anwendung, für die die Bestimmungen der Richtlinie 1999/5/EG 
gelten.
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Artikel 18

Interoperabilität digitaler interaktiver Fernsehdienste

1. Um den freien Informationsfluss, die Medienpluralität und die kulturelle Vielfalt zu fördern, 

setzen sich die Mitgliedstaaten gemäß den Bestimmungen von Artikel 17 Absatz 2 dafür ein,

a) dass die Anbieter digitaler interaktiver Fernsehdienste, die für die Übertragung an die 

Öffentlichkeit in der Gemeinschaft vorgesehen sind, unabhängig vom Übertragungsmodus 

eine offene API verwenden;

b) dass die Anbieter aller erweiterter digitaler Fernsehgeräte, die für den Empfang digitaler 

interaktiver Fernsehdienste auf interaktiven digitalen Fernsehplattformen bestimmt sind, die 

Mindestanforderungen der einschlägigen Normen und Spezifikationen einer offenen API 

erfüllen;

c) dass die Anbieter digitaler Fernsehdienste und -geräte bei der Bereitstellung 

interoperabler Fernsehdienste für behinderte Endnutzer zusammenarbeiten.

2. Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2002/19/EG (Zugangs-

richtlinie) setzen sich die Mitgliedstaaten dafür ein, dass die API-Eigentümer alle Informationen, 

die es den Anbietern von digitalen interaktiven Fernsehdiensten ermöglichen, ihre API-unter-

stützten Dienste voll funktionsfähig anzubieten, auf faire, angemessene und nichtdiskriminierende 

Weise und gegen angemessene Vergütung zur Verfügung stellen.

3. Gestrichen.
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Artikel 19

Harmonisierungsmaßnahmen

1. […] Unbeschadet des Artikels 9 dieser Richtlinie und der Artikel 6 und 8 der Richtlinie 

2002/20/EG (Genehmigungsrichtlinie) kann die Kommission, wenn sie der Ansicht ist, dass 

aufgrund der unterschiedlichen Umsetzung der in dieser Richtlinie und den Einzelrichtlinien 

vorgesehenen Regulierungsaufgaben durch die nationalen Regulierungsbehörden Hindernisse 

für den Binnenmarkt entstehen können, im Hinblick auf die Verwirklichung der in Artikel 8 

genannten Ziele eine Empfehlung über die harmonisierte Anwendung dieser Richtlinie und 

der Einzelrichtlinien veröffentlichen, wobei sie gegebenenfalls weitestgehend die Stellung-

nahme der GERT berücksichtigt.

2. […] Die Kommission verabschiedet Empfehlungen gemäß Absatz 1 nach dem in 

Artikel 22 Absatz 2 genannten Verfahren.

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen Regulierungsbehörden diesen 

Empfehlungen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben weitestgehend Rechnung tragen. 

Beschließt eine nationale Regulierungsbehörde, sich nicht an eine Empfehlung zu halten, so 

teilt sie dies unter Angabe ihrer Gründe der Kommission mit.

3. Die GERT kann von sich aus die Kommission in der Frage beraten, ob eine Maßnahme 

gemäß Absatz 1 verabschiedet werden sollte. 

(37) Wegen der stark ausgeprägten technischen Innovation und der sehr dynamischen Märkte im 

Bereich der elektronischen Kommunikation muss es möglich sein, die Regulierung auf europäischer 

Ebene in abgestimmter und harmonisierter Weise rasch anzupassen, da die Erfahrung zeigt, dass 

Unterschiede bei der Umsetzung des Rechtsrahmens durch die nationalen Regulierungsbehörden 

den Ausbau des Binnenmarkts behindern können. [...]



15758/08 lh/KW/ar 51
ANLAGE DG C II B DE

Artikel 20

Beilegung von Streitigkeiten zwischen Unternehmen

1. Ergeben sich im Zusammenhang mit Verpflichtungen, die aufgrund dieser Richtlinie oder der 

Einzelrichtlinien bestehen, Streitigkeiten zwischen Unternehmen, die elektronische Kommunika-

tionsnetze oder -dienste in einem Mitgliedstaat anbieten, [...] oder zwischen diesen Unternehmen 

und anderen Unternehmen in den Mitgliedstaaten, denen Zugangs- und/oder Zusammen-

schaltungsverpflichtungen nach der vorliegenden Richtlinie oder den Einzelrichtlinien zugute 

kommen, so trifft die betreffende nationale Regulierungsbehörde auf Antrag einer Partei und 

unbeschadet des Absatzes 2 eine verbindliche Entscheidung, damit die Streitigkeit so rasch wie 

möglich, in jedem Fall jedoch – abgesehen von Ausnahmesituationen – innerhalb von vier Monaten 

beigelegt wird. Die Mitgliedstaaten verlangen, dass alle Parteien in vollem Umfang mit der 

nationalen Regulierungsbehörde zusammenarbeiten. 

2. Die Mitgliedstaaten können den nationalen Regulierungsbehörden vorschreiben, die 

Beilegung von Streitigkeiten durch verbindliche Entscheidungen zu verweigern, wenn es andere 

Verfahren einschließlich einer Schlichtung gibt, die besser für eine frühzeitige Beilegung der 

Streitigkeiten im Einklang mit Artikel 8 geeignet wären. Die nationale Regulierungsbehörde 

unterrichtet die Parteien unverzüglich hiervon. Sind die Streitigkeiten nach vier Monaten noch nicht 

beigelegt und von der beschwerdeführenden Partei auch nicht vor Gericht gebracht worden, so trifft 

die betreffende nationale Regulierungsbehörde auf Antrag einer Partei eine verbindliche 

Entscheidung, damit die Streitigkeit schnellstmöglich, auf jeden Fall aber innerhalb von vier 

Monaten beigelegt werden kann.

3. Bei der Beilegung einer Streitigkeit trifft die nationale Regulierungsbehörde Entscheidungen, 

die auf die Verwirklichung der in Artikel 8 genannten Ziele ausgerichtet sind. Die Verpflichtungen, 

die die nationale Regulierungsbehörde einem Unternehmen im Rahmen der Streitbeilegung 

auferlegt, stehen im Einklang mit dieser Richtlinie oder den Einzelrichtlinien.

4. Die Entscheidung der nationalen Regulierungsbehörde wird unter Wahrung des Geschäfts-

geheimnisses der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Die betroffenen Parteien erhalten eine 

vollständige Begründung dieser Entscheidung.
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5. Das Verfahren nach den Absätzen 1, 3 und 4 schließt eine Klage einer Partei bei einem 

Gericht nicht aus.

Artikel 21

Beilegung grenzübergreifender Streitigkeiten

1. Bei einer grenzübergreifenden Streitigkeit in einem unter diese Richtlinie oder die 

Einzelrichtlinien fallenden Bereich zwischen Parteien in verschiedenen Mitgliedstaaten, die in die 

Zuständigkeit der nationalen Regulierungsbehörden von mindestens zwei Mitgliedstaaten fällt, […] 

finden die Bestimmungen der Absätze 2, 3 und 4 Anwendung.

2. Jede Partei kann die Streitigkeit den betreffenden nationalen Regulierungsbehörden vorlegen. 

Die zuständigen nationalen Regulierungsbehörden koordinieren ihre Maßnahmen, um die 

Streitigkeit im Einklang mit den in Artikel 8 genannten Zielen beizulegen. 

Jede in einem derartigen Streitfall zuständige nationale Regulierungsbehörde kann die GERT 

um eine Stellungnahme in der Frage ersuchen, welche Maßnahmen im Einklang mit der 

Rahmenrichtlinie und/oder den Einzelrichtlinien zur Beilegung des Streitfalls zu ergreifen

sind.

Wurde die GERT um eine Stellungnahme gebeten, so warten alle nationalen Regulierungs-

behörden, die eine Zuständigkeit in dem Streitfall besitzen, bis die GERT ihre Stellungnahme 

abgegeben hat, bevor sie Maßnahmen zur Beilegung des Streitfalls ergreifen; dies gilt 

unbeschadet der ihnen zustehenden Möglichkeit, gegebenenfalls Sofortmaßnahmen zu 

ergreifen.

Alle einem Unternehmen im Rahmen der Streitbeilegung durch die nationale Regulierungsbehörde 
auferlegten Verpflichtungen müssen den Bestimmungen dieser Richtlinie und der Einzelrichtlinien 
entsprechen und die Stellungnahme der GERT weitestgehend berücksichtigen.

(38) Eine wichtige Aufgabe der GERT ist es, gegebenenfalls Stellungnahmen zu 
grenzübergreifenden Streitigkeiten abzugeben. Die nationalen Regulierungsbehörden sollten 
etwaigen Stellungnahmen der GERT in solchen Fällen Rechnung tragen.
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3. Die Mitgliedstaaten können den zuständigen nationalen Regulierungsbehörden die 
Möglichkeit geben, die Beilegung einer Streitigkeit gemeinsam abzulehnen, wenn es andere 
Mechanismen, einschließlich der Schlichtung, gibt, die sich besser für eine rasche Beilegung der 
Streitigkeit im Einklang mit Artikel 8 eignen.

Sie unterrichten die Parteien unverzüglich hiervon. Sind die Streitigkeiten nach vier Monaten noch 
nicht beigelegt und auch nicht von der Beschwerde führenden Partei vor Gericht gebracht worden, 
so koordinieren die nationalen Regulierungsbehörden, sofern eine der Parteien dies beantragt, ihre 
Bemühungen, um die Streitigkeit im Einklang mit Artikel 8 beizulegen; hierbei berücksichtigen 
sie weitestgehend die Stellungnahme der GERT.

4. Das Verfahren nach Absatz 2 hindert keine der Parteien daran, die Gerichte anzurufen.

Artikel 21a
Sanktionen

Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften über Sanktionen bei Verstößen gegen die 
nationalen Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie und der Einzelrichtlinien und 
treffen die zu ihrer Anwendung erforderlichen Maßnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen 
müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein; sie können für den gesamten 
Zeitraum eines Verstoßes angewendet werden, auch wenn der Verstoß in der Folge abgestellt 
wurde. Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission diese Bestimmungen bis spätestens 
zum [Frist für die Umsetzung des Änderungsrechtsaktes] und melden ihr umgehend etwaige 
spätere Änderungen dieser Bestimmungen.

(39) Erfahrungen mit der Umsetzung des Rechtsrahmens deuten darauf hin, dass die geltenden 
Bestimmungen, die die nationalen Regulierungsbehörden zur Auferlegung von Strafen 
befugen, keine ausreichenden Anreize zur Einhaltung der Regulierungsanforderungen 
bieten. Angemessene Durchsetzungsbefugnisse können zur zeitgerechten Umsetzung des 
Rechtsrahmens beitragen und dadurch die Regulierungssicherheit erhöhen, was als 
wichtiger Faktor zur Förderung von Investitionen anzusehen ist. Das Fehlen wirksamer 
Befugnisse im Fall von Verstößen betrifft alle Bereiche des Rechtsrahmens. Die Aufnahme 
einer neuen Bestimmung in die Rahmenrichtlinie, mit der gegen Verstöße gegen 
Verpflichtungen nach der Rahmenrichtlinie und den Einzelrichtlinien vorgegangen werden 
kann, sollte daher die Anwendung durchgängiger und kohärenter Grundsätze für die 
Durchsetzung und Sanktionierung bezüglich des gesamten Rechtsrahmens gewährleisten.
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Artikel 22
Ausschuss

1. Die Kommission wird von einem Ausschuss mit der Bezeichnung 
"Kommunikationsausschuss" unterstützt.

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 3 und 7 des Beschlusses 
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

2a. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

3. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 
des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

[...]

4. Gestrichen.

(59) Die zur Durchführung der Rahmenrichtlinie, der Zugangsrichtlinie und der Genehmigungs-
richtlinie notwendigen Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Rates 
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission 
übertragenen Durchführungsbefugnisse15 erlassen werden.

(60) Insbesondere sollte die Kommission befugt werden, Empfehlungen und/oder Durch-
führungsmaßnahmen bezüglich folgender Punkte zu erlassen: Notifizierung nach Artikel 7 
der Rahmenrichtlinie, Harmonisierung von Frequenzen und Nummern sowie Angelegen-
heiten der Netz- und Dienstsicherheit, Festlegung der relevanten Produkt- und Dienst-
märkte, Festlegung länderübergreifender Märkte, Umsetzung von Normen sowie 
harmonisierte Anwendung der Bestimmungen des Rechtsrahmens. Es sollten ihr auch 
Befugnisse übertragen werden, Durchführungsmaßnahmen zur Anpassung der Anhänge I 
und II der Zugangsrichtlinie an Entwicklungen des Markts und der Technik […] zu erlassen.
Da diese Maßnahmen von allgemeiner Tragweite zur Ergänzung dieser Richtlinien durch 
Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Elemente bestimmt sind, müssen sie nach dem 
Regelungsverfahren mit Kontrolle gemäß Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG erlassen 
werden. [...]

  
15 ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23. Geändert durch den Beschluss 2006/512/EG (ABl. L 200 

vom 22.7.2006, S. 11).
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Artikel 23

Informationsaustausch

1. Die Kommission übermittelt dem Kommunikationsausschuss alle relevanten Informationen 

über das Ergebnis der regelmäßigen Konsultationen mit den Vertretern der Netzbetreiber, Dienste-

anbieter, Nutzer, Verbraucher, Hersteller und Gewerkschaften sowie den Drittländern und 

internationalen Organisationen.

2. Der Kommunikationsausschuss fördert unter Berücksichtigung der Politik der Gemeinschaft 

im Bereich der elektronischen Kommunikation den Informationsaustausch zwischen den 

Mitgliedstaaten sowie zwischen diesen und der Kommission über den Stand und die Entwicklung 

der Regulierungstätigkeiten im Bereich der elektronischen Kommunikationsnetze und -dienste.

Artikel 24

Informationsveröffentlichung

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass aktuelle Informationen über die Anwendung dieser 

Richtlinie und der Einzelrichtlinien so veröffentlicht werden, dass sie allen interessieren Parteien 

leicht zugänglich sind. Sie veröffentlichen in ihrem nationalen amtlichen Publikationsorgan eine 

Bekanntmachung, aus der hervorgeht, wie und wann die Informationen veröffentlicht werden. Die 

erste entsprechende Bekanntmachung wird vor dem Beginn der Anwendung gemäß Artikel 28 

Absatz 1 Unterabsatz 2 veröffentlicht; anschließend wird jeweils eine neue Bekanntmachung 

veröffentlicht, wenn sich die darin enthaltenen Informationen geändert haben.

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission eine Kopie jeder dieser Bekanntmachungen 

zum Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung. Die Kommission leitet die Informationen gegebenenfalls an 

den Kommunikationsausschuss weiter.
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Artikel 25

Überprüfung

Die Kommission überprüft regelmäßig die Anwendung dieser Richtlinie und erstattet dem 

Europäischen Parlament und dem Rat darüber Bericht, und zwar erstmals spätestens drei Jahre nach 

dem Zeitpunkt des Beginns der Anwendung dieser Richtlinie gemäß Artikel 28 Absatz 1 

Unterabsatz 2. Hierzu kann sie Informationen von den Mitgliedstaaten einholen, die ohne 

unangemessene Verzögerung zu liefern sind.

KAPITEL V

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 26

Aufhebung von Rechtsakten

Folgende Richtlinien und Entscheidungen werden mit Wirkung vom Beginn der Anwendung der 

vorliegenden Richtlinie gemäß Artikel 28 Absatz 1 Unterabsatz 2 aufgehoben:

- Richtlinie 90/387/EWG,

- Entscheidung 91/396/EWG des Rates vom 29. Juli 1991 zur Einführung einer einheitlichen 
europäischen Notrufnummer,

- Richtlinie 92/44/EWG des Rates vom 5. Juni 1992 zur Einführung des offenen Netzzugangs bei 
Mietleitungen,

- Entscheidung 92/264/EWG des Rates vom 11. Mai 1992 zur Einführung einer gemeinsamen 
Vorwahlnummer für den internationalen Fernsprechverkehr in der Gemeinschaft,

- Richtlinie 95/47/EG,
- Richtlinie 97/13/EG,

- Richtlinie 97/33/EG,
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- Richtlinie 98/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 1998 über die 
Anwendung des offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprachtelefondienst und den Universaldienst 
im Telekommunikationsbereich in einem wettbewerbsorientierten Umfeld.

Artikel 27

Übergangsmaßnahmen

Gestrichen.

(40) Der geltende Rechtsrahmen enthielt gewisse Bestimmungen zur Erleichterung des 
Übergangs vom alten Rechtsrahmen von 1998 auf den neuen Rechtsrahmen von 2002.
Dieser Übergang ist in allen Mitgliedstaaten vollzogen worden, so dass die Maßnahmen 
nunmehr überflüssig sind und aufgehoben werden sollten.

[Artikel 28

Umsetzung

Artikel 29

Inkrafttreten

Artikel 30

Adressaten]



15758/08 lh/KW/ar 58
ANLAGE DG C II B DE

ANHANG I

Gestrichen.

(41) In Anhang I der Rahmenrichtlinie wurden die Märkte aufgeführt, die in die Empfehlung 
über relevante Produkt- und Dienstmärkte, die für eine Vorabregulierung in Betracht 
kommen, aufzunehmen sind. Dieser Anhang sollte aufgehoben werden, da er seinen Zweck 
als Grundlage zur Erstellung der ursprünglichen Fassung der Empfehlung16 erfüllt hat.

ANHANG II

Von den nationalen Regulierungsbehörden bei der Bewertung einer gemeinsamen 

Marktbeherrschung nach Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 2 zu berücksichtigende Kriterien

Bei zwei oder mehr Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass sie gemeinsam eine 

marktbeherrschende Stellung im Sinne des Artikels 14 einnehmen, wenn sie – selbst bei 

Fehlen struktureller oder sonstiger Beziehungen untereinander – in einem Markt tätig sind, 

der von mangelndem Wettbewerb gekennzeichnet ist und in dem nicht ein Untenehmen allein 

über beträchtliche Marktmacht verfügt. Gemäß den in der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 

vom 20. Januar 2004 enthaltenen Bestimmungen in Bezug auf die gemeinsame 

Marktbeherrschung ist dies voraussichtlich der Fall, wenn eine Marktkonzentration besteht 

und der Markt eine Reihe entsprechender Merkmale aufweist, zu denen im Zusammenhang 

mit der Kommunikation vor allem die folgenden gehören können:

  
16 Empfehlung der Kommission vom 11. Februar 2003 über relevante Produkt- und 

Dienstmärkte des elektronischen Kommunikationssektors, die aufgrund der Richtlinie 
2002/21/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über einen gemeinsamen 
Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste für eine 
Vorabregulierung in Betracht kommen – K(2003) 497.
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- Geringe Nachfrageelastizität
- Ähnliche Marktanteile
- Hohe rechtliche oder wirtschaftliche Marktzutrittshemmnisse
- Vertikale Integration mit kollektiver Lieferverweigerung
- Fehlen eines Gegengewichts auf der Nachfrageseite
- Fehlen eines potenziellen Wettbewerbs

Die vorstehende Liste dient der Orientierung. Sie ist nicht erschöpfend, auch handelt es sich 

nicht um kumulative Kriterien. Vielmehr sollen damit nur Beispiele für die Argumente 

gegeben werden, auf die sich Feststellungen hinsichtlich des Vorliegens einer gemeinsamen 

Marktbeherrschung stützen könnten.

Erwägungsgrund 42 wird gestrichen.

_______________


